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Das feudale Gesetz war eine spezifische Form  des ausserw irtschaft- 
lichen Zwanges. Es spielte in der Stabilisierung beziehungsweise K onser­
vierung der Produktionsverhältnisse eine sehr bedeutende Rolle. S äm t­
liche feudalen Gesetze kam en im D ienste der Zwecke der herrschenden 
Klasse und später auch der S tädte, auf deren In itia tive  zustande. In  den 
Gesetzen wurden der un terdrückten  Klasse hie und da gewisse Begüns­
tigungen zugesichert, die zumeist den Charakter von Almosen oder 
Zwangsspenden hatten .
Das Gesetz wurde nach dem Ausbau der S tändeverw altung — von 
wenigen Ausnahm en abgesehen — im E inverständnis zwischen Herrscher 
und Reichsrat geschaffen, wodurch dessen Befolgung sowohl für den 
H errscher wie auch für die „N ation“ verbindlich war. Vor dem Zustande­
kommen des S tändestaates w ar es dem G utdünken des Herrschers über­
lassen, wessen M itarbeit er in Ausübung seiner gesetzgebenden Gewalt in 
Anspruch nahm . Zwecks Durchführung und Geltendm achung der Be­
schlüsse erschien die Inanspruchnahm e einer grösseren Gemeinschaft 
fü r zweckdienlich. Die Herrscher betrachteten  jedoch das Gesetz dessen 
ungeachtet nicht für unverbrüchlich.1 Die Ursache der wiederholten Be­
kräftigung unserer m ittelalterlichen Gesetze ist in erster Linie darauf zu ­
rückzuführen, dass das feudale Gesetz nicht befolgt wurde. Andererseits 
erachteten  es auch die Gesetzgeber während der Zeit ihrer Herrschaft — 
im Falle einer Interessenübereinstim m ung — für richtig  das bereits früher 
geschaffene Gesetz zu realisieren. Im  Gesetz wurde nicht allein der bereits 
bestehende Zustand sanktioniert, sondern auch der zu erreichen erw ünsch­
te. Die Niederlegung des funktionierenden Gewohnheitsrechtes im 
Gesetz widerspiegelte die bestehenden Rechtsverhältnisse. Das Gewohn­
heitsrecht w ar das Ergebnis einer längeren Entwicklung, es gesta lte te  sich 
im übereinstim m enden Vorgehen der Gesellschaftsschichten, mit wel­
chem Vorgehen die Bedürfnisse, vor allem die Rechtsbedürfnisse be­
friedigt wurden, die die veränderte Lebensweise erfordert hat. Die über­
einstim m ende A rt und Weise der Befriedigung und deren Geltendwerden 
auf lange Sicht brachten das Gewohnheitsrecht zustande, das in der
Gesellschaft als ungeschriebenes Gesetz — wirkungsvoller als das ge­
schriebene Gesetz — zur Geltung kam und verpflichtete.
István  Werbőczy legte im T ripartitum 2 mit bleibender Gültigkeit die 
dreifache K raft der Gewohnheit nieder: die gesetzerläuternd, gesetz- 
aufhebend und gesetzvertretend sein kann. Wenn das Gesetz zweifel­
haft ist, verleiht ihm die Gewohnheit den richtigen Sinn, sie hebt es auf, 
wenn es im W iderspruch zu ihr steh t und v e rtritt das fehlende Gesetz.
In  vorliegender Arbeit wollen wir versuchen jenes geistige Erbe, 
das über das Gesetz vom .Jahre 1351 der Nachwelt überliefert wurde, zu 
summ ieren und auszuw erten, wir unternehm en den Versuch die Entw ick­
lung dieses geistigen Erbes, seine W irkung in der Vergangenheit und in 
der Gegenwart, vor allem seine historische Entwicklung zu umreissen. 
Die historische Perspekt ive ist der Masstab des Gesetzes vom .Jahre 1351, 
sie ist hingegen ein W ertmesser für den Geschichtsforscher, für seine un­
m ittelbare oder fernere Nachwelt. Wir untersuchen das Gesetz vom Jah re  
1351 aufgrund der Fachliteratur, die sich mit diesem Them a beschäftigt, 
und vergleichen die erhaltenen Ergebnisse mit dem ursprünglichen Quel­
lenm aterial. Die Zäsur bildet in der Fach lite ra tu r die bedeutende A r­
beit von István  K atona.3 In den Chroniken, die sich auf dieses Zeitalter 
beziehen.1 finden wir nämlich hinsichtlich unseres Themas bloss H in­
weise, die ausser acht gelassen werden können. Auch ein Studium  des 
handschriftlichen M aterials der unveröffentlichten Quellensammlungen5 
kann vernachlässigt werden, indem die Herausgeber unserer späteren 
Quellenpublikationen das Material der bedeutendsten handschriftlichen 
Sammlungen in ihren Veröffentlichungen verwendet haben.
Bei Beginn der Analyse der im Zusammenhang mit der Auslegung 
des Gesetzes entstandenen Streitfragen und Meinungen müssen wir von 
der Grundstellung ausgehen, dass „das Gesetz anlässlich einer Rekons­
truierung der realen Verhältnisse fast mit der gleichen Vorsicht zu behan­
deln ist wie die nacherzählte Quelle, die infolge ihrer Natur von subjek­
tiven Gesichtspunkten und Tendenzen im hohen Ausmass beeinflusst 
ist“*.
Wir messen dem Gesetz vom Jah re  1351 eine besondere Bedeutung 
in der K räftigung der entw ickelten feudalen Klassenverhältnisse in Un­
garn und hinsichtlich der E n tfaltung  des ungarischen Ständewesens zu, 
worüber wir im weiteren 'feil unserer Studie noch zurückkommen werden.
Anlässe zur Kodifikation des Gesetzes vom Jahre 1351
Der Herausgeber der bedeutenden Quellenpublikation des 18. J a h r ­
hunderts — die auch heute noch mit Nutzen angewandt werden kann —, 
István  K atona ,7 widmet der K lärung der Ursachen der Publikation ein 
eigenes K apitel. Die unterschiedlichen Meinungen seiner Vorgänger und 
Zeitgenossen bewegten ihn zu dieser Erörterung, die einem historiogra- 
phisehen Überblick gleichkommt. István  Werbőczy hebt den mit dem K rö­
nungszeremoniell verbundenen Brauch, die dem Herrscher gebührende 
„E rw artung“8, Franz Rudolf Grossing9 hingegen die Gewalt, die Furcht
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und den Betrug10 als motivierende Faktoren hervor, die König Ludwig 
zur Sanktionierung der Goldenen Bulle vom Jahre 1222 bewegt haben. 
Katona widerlegt beide Annahmen und beruft sich auf Artikel 7 des 
Dekrets von Andreas II., wonach „Si rex extra regnum exercitum ducere 
voluerit; seruientes cum i}>so ire non tenentur, nisi pro pecunia ipsius“.11 
Im Gegensatz zu diesem Gesetz leisteten die Adeligen in den nepolitani- 
sclien Feldzügen ausserhalb des Gebietes des Königreichs Kriegsdienst, 
und boten darüber hinaus auch ihre Einkünfte dem könig an. Sie fürchte­
ten sich jedoch „ne liberale hoc eorum factum in exemplum subinde 
traheret ur“, deshalb verlangten sie eine Bekräftigung der Goldenen Bulle. 
Ludwig aber — heisst es weiter in der Argumentation Katonas — er­
weiterte jene in seiner Freigebigkeit mit fünfundzwanzig neuen Artikeln.
György Pray12 nimmt ohne Anspruch auf eine gründliche philolo­
gische Analyse, den gleichen Standpunkt ein wie Katona, was die Schluss­
konsequenzen betrifft.13 Während jedoch Katona darüber berichtet, dass 
sich Ludwig „precihus Hungarorum“14 zur Bestätigung des Gesetzes ent­
schlossen hat, engt Pray durch den Gebrauch des Begriffs „Ordnung“15 
den Kreis jener ein, auf deren Wunsch die Goldene Bulle bekräftigt wurde.
Die unsererseits untersuchten Quellenpublikationen gehen über eine 
Prüfung der oberflächlichen Erscheinungen des Gesetzerlasses nicht 
hinaus: König Ludwig bestätigte die Goldene Bulle vom Jahre 1222 auf 
Wunsch der Adeligen, für ihre in den neapolitanischen Feldzügen 
geleisteten Dienste.
Neuartig sind die Auslegungen von Johann Christian Engel18, wonach 
der Gesetzeserlass nicht allein eine grosszügige Geste des Königs den 
Adeligen gegenüber war, sondern das Gesetz von den Adeligen für die 
gebotenen Zugeständnisse auch Gegenleistungen forderte. Er anerkennt 
den Charakter des Gesetzes als ein „Dankgeschenk“ nicht. Seine Darle­
gung über flie Einberufung des Reichstags, das heisst über die Beweg­
gründe des Erlasses, beruht auf einem Irrtum: „Der Hauptzweck dieses 
Reichstags sollte seyn, die Dienste, die ihm der Adel bisher in allen Reichs­
vorfällen. und besonders in den Neapolitanischen Zügen geleistet hatte, 
zu belohnen, den Adel zu weitern solchen Diensten in guten Stand zu 
setzen, und die Einkünfte der Krone zu mehren“.17 Er lässt den einlei­
tenden Teil des Gesetzes ausser acht,18 obwohl er diesen in dieser Frage 
für massgebend betrachten müsste.
In gesellschaftswissenschaftlicher Beziehung erörtert die Frage 
Ignaz Aurel Fessler.10 Ludwig fühlte sich aufgrund des freien Verfügungs­
rechtes der Könige über den Grundbesitzern dazu veranlasst die Hofrechte 
und die Verpflichtungen der Bauern zu regeln und zu Gunsten der letz­
teren zu bestimmen.20 Der Illusion des guten Königs kam in der Gestaltung 
seines Standpunktes eine um vieles grössere Rolle zu, als der Analysie- 
rungsmögliehkeit, die der Wortlaut des Gesetzes bietet.
Von den politischen Geschehen, die auf das Entstehen des Gesetzes 
wirkten, von den neapolitanischen Feldzügen spricht Benedek Viräg21, 
wobei er die Meinung der Verfasser der frühen Quellenveröffentlichungen 
mit nichts modifiziert.
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Mihály H orvá th22 projiziert mit seiner Ansicht die Probleme der 
Reichstage seiner Zeit in die Vergangenheit zurück. Seiner Meinung nach 
hat der Hochadel w ährend der Abwesenheit des Königs die Rechte des 
niederen Adels verletzt, deshalb kam  es zur Herausgabe des Dekrets vom 
Ja h re  1351.
László Szalay23 gemäss wollte der Herrscher durch die Bekräftigung 
der Goldenen Bulle vom Jah re  1222 erreichen, dass ..die Innenregierung 
au f eine nationalere Grundlage gelegt“ werde.24 Ludwig kodifizierte sein 
berühm t gewordenes Gesetz dem Adel und den Leibeigenen für ihre 
Kriegsdienste, den S täd ten  für das zum  Em pfang der Söldner gespendete 
Geld als Gegenleistung und  Belohnung.25
Antal Pór211 fasst den Erlass des Gesetzes als einen bedeutenden Mei­
lenstein der Regierung Ludwigs au f und betrach tet jenes als ein Geschenk 
für die im neapolitanischen Feldzügen geleisteten Dienste.
Im  Laufe unserer historiographischen E rörterung  gelangten wir 
nunm ehr bis zu den Geschichtsschreibern vom Ende des 19. Jahrhunderts, 
doch begegneten wir in ihren Aufassungen im wesentlichen noch keiner 
anderen, wie der. dass das Gesetz vom Jah re  1351. die Bekräftigung der 
Goldenen Bulle vom Ja h re  1222 eine dem Adel seitens des Königs gewähr­
te  Belohnung für ihrem  in den neapolitanischen Feldzügen geleisteten 
D ienste d a rs te llt.
Henrik Marczali27 prüft s ta tt der früheren Taterbungen — tiefere 
Zusammenhänge als seine Vorgänger suchend — , warum  Ludwig gerade 
die Goldene Bulle vom Jah re  1222, und nicht die vom Jah re  1231 bekräf­
tig t hat ? Den entscheidenden Unterschied erblickt er darin, dass 1231 
jene Punkte  des Gesetzes vom Jah re  1222 wegfielen, die für die Kirche 
günstig waren.28 Wenn wir das Verhältnis Ludwigs zur Kirche vor Augen 
halten oder bloss an die neuen Artikel des Gesetzes vom Jah re  1.351 den­
ken, die den W irkungskreis der K irche eingeschränkt haben, wird es 
verständlich, warum im Jah re  1351 die Goldene Bulle vom Jahre  1222 und 
nicht die vom  Jah re  1231 bekräftig t wurde. Die Bedeutung der Auslegungen 
Marczalis sind nicht in dem weiter oben Besprochenen gegeben, sondern 
in seiner Bemerkung, wo er über die ständischen Rechte schreibt, die 
wohl „noch au f der königlichen Gunst und den königlichen Privilegien 
beruhen“29, aber immerhin schon bestanden.
Bódog Schiller30 fasst in seiner rechtshistorischen Studie, die unser 
Thema betrifft , die Bekräftigung des Gesetzes ebenfalls als den Dank des 
Königs auf.31
L aut Ansicht von István  Rugonfalvi K iss82 kam  das Gesetz vom 
Jah re  1351 „aufgrund einer Vereinbarung zwischen König und N ation" 
zustande.33
Gemäss Bálint Hő m an34 hat Ludwig die Goldene Bulle auf Ersuchen 
und Vorschlag des grösseren königlichen R ates35 bekräftig t, ungeachtet 
dessen, dass jene die königliche Macht einschränkte, obwohl er sich auf 
den Standpunkt einer uneingeschränkten Macht gestellt hat.
N atürlich befassten sich die genannten Autoren nicht allein mit den 
die Kodifikation auslösenden oberflächlichen Erscheinungen, doch
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sind wir der Meinung, dass die Bewertung, die Reihenfolge der auslösen- 
den äusseren ,.l rsachen“ und „F ak to ren“ für die Methode des H isto ri­
kers und letzten  lindes für das über die Geschichte seinerseits gestaltete  
Gesam tbild ste ts  charakteristisch ist.
Die Arlilel, welche die Dienstleislungsverpflicht ungen der Leibeigenen 
betreffen lind ihre Rechtslage regeln
Mit diesem Teil des K apitels sind wir bei dem meist um strittenen Teil 
unseres Them as angelangt. Im  Kreise der H istoriker unserer Zeil haben 
sowohl die Frage des Neuntels wie auch die der Freizügigkeit zahlreiche 
Diskussionen inspiriert. Wir beabsichtigen das W esentliche dieser 
A useinandersetzungen vom Beginn bis in unsere Tage zu umreisseh.
\ 011 den Artikeln, welche sich mit der Bestimmung der Lasten der 
Leibeigenen befassen, beschäftigen wir uns mit den Artikeln, die den 
Kamera!nutzen (hierum camerae)36 uns das Neuntel (nona)37 betreffen. 
Dies soll nicht heissen, dass die Leibeigenschaft der M itte des 11. .Jahrhun­
derts bloss diese L asten  zu tragen ha tte . Dem Artikel, der den Nutzen 
der Kam m er anordnet, kann entnom men werden, dass dessen Einbriim er 
ausserdem  auch eine Geldsteuer und eine Lebensm ittelsteuer eingehoben 
haben. U n ter den w irtschaftlichen Lasten wollen wir noch den Feudal - 
zoll38 erwähnen.
Anhand einer Prüfung der Rechtsbeziehungen des Dekrets, die 
unser K apitel berühren, befassen wir uns mit dem 16.39 und dem 18.40 
Artikel.
Bevor wir die Auslegungsdiskussionen historiographiseh überblicken 
ist zu klären, welche Volkselemente in der Mitte des 14. Jah rhunderts  
dem Begriff der Leibeigenschaft angehört haben. Im Zusam m enhang mit 
den aufgeworfenen Fragen zitieren wir die Feststellungen bürgerlicher 
Geschichtsschreiber: ..W erden  Kameralnutz.cn und das Neuntel zahlte, 
der gehörte der Leibeigenschaft a n “ .41 ..Die zahlenmässig bedeutendste 
Schichte der der gutsherrlichen Obrigkeit unterstellten Volkselemente 
war die grosse Klasse der Leibeigenen oder Bauern, die au f ihrem, vom 
Bodenbesitz der Herrschaft zu ewigem Gebrauch erhaltenen G rundstück 
entgegen einer P roduktensteuer und  anderer herrschaftlichen Dienstleis­
tungen selbständig w irtschafteten .“ .42 U nter Leibeigenen „sind alle gu ts­
herrliehen Völker zu verstehen, also ohne Rücksicht au f deren H erkunft. 
. . .  der Begriff des Zustandes der Leibeigenschaft um fasst sämtliche 
gesellschaftliche Elemente, die aus dem ständischen Rahm en des Adels 
und den Mauern der königlichen S täd te ausgeschlossen w aren“ -  lautet 
eine fast zur gleichen Zeit entstandene Meinung.43 Hinweisartig — den 
Gestaltungsprozess veranschaulichend — form ulierte sich die m arxis­
tische Konzeption: „ . . .au f den königlichen Gütern hatten  die Truchsessen 
die gleiche Last zu tragen wie die Leibeigenen des G utsherrn . . . Artikel 
0 des Gesetzes vom Jah re  1351 auferlegte die N euntellast auch den Truch­
sessendörfern. Demnach verm ochte sich auch die werktätige Bevölkerung 
der königlichen Dörfer — von einzelnen privilegierten Dörfern abgese-
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lien _  der allgemeinen gesellschaftlichen Entw icklung nicht zu entziehen, 
und schmolz allm ählich sowohl dem Nam en nach wie auch rechtlich, 
und  hinsichtlich ihrer Lasten völlig in die Leibeigenschaft e in .“44
In Zusammenfassung des Obigen können wir feststellen, dass alle 
die D ienstleistungsverpflichtung und die gutsherrschaftliche Subordina­
tion  als gemeinsame Züge hervorgehoben haben. Erik Molnár registriert 
in der Entw icklung der einheitlichen Klasse der Leibeigenen als entschei­
denden F ak to r den K lassenkam pf, dessen frühe Formen wir im 12. J a h r ­
hundert in den Ketzereien, und später, im 13. Jah rhundert in den Bewe­
gungen zwecks Verbesserung der wirtschaftlic hen und íechtlic hen Buge 
erkennen können, ln diesem Teil unserer Studie belassen wir uns mit 
der Lage dieser Gesellschaftsklasse, vor allem mit deren Dienstleistungs- 
Verpflichtungen, deren Ausmass jederzeit so lange die Leibeigenschaft 
bestanden hat -  vom Besitzsystem und der Leibeigenendichte, von den 
allgemeinen öffentlichen Zuständen, den wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Bestrebungen der Zeit, von den Gegensätzen zwischen den 
Gross- und K leingrundbesitzern45 bestim m t wurde.
V o n  den durch obige Faktoren  determ inierten Dienst leist ungsverp- 
flichtungen wollen wir vorerst den auch früher gebräuc blichen Kam eral- 
nutzen erö rtern .40
In unseren frühen Quellen publikál ionén forschen wir vergebens 
eine Auslegung dieses Gesetzart ikcls, wir können nur 1 ext mitteiliuigeu 
und Hinweise, die kaum einen halbenSatz ausmachen, der Autoren finden.
Auc h die Quellenpublikation von Ignaz Aurel Fessler können wir 
inbezug au f die E in treibung des K am eralnutzens nur als kurzen Beitrag 
verw enden.47
Der bedeutende; Monograph der Anjou Zeit. Antal Herr befasst sich 
als erster mit der Frage des K am eralnutzens. Pór hält für die wichtigste 
Verfügung nach der A vitizität die im Sachbereich ..einer Regelung und 
Vereinfachung des zerrü tte ten  Steuerwesens" getroffenen E ntscheidun­
gen, indem dies das „Schicksal der Steuerpflichtigen wesentlich ei leich­
tert und jeden Missbrauch ein E nde bereitet hat. 1
Ignác Acsády stellt die Tatsache fest, dass ..König Ludwig die von 
seinem  Vater übernom m ene Torsteuer in Geltung bcliess“ und weist 
darau f hin. dass er diese „den Steuerpflichtigen präziser bemessen hess.1' 1“ 
In seine Auslegung schleicht sieh ein Irrtum  ein. indem er die Erwähnung 
des ganzen G rundstückes (integro fundo) damit erk lärt, dass zu jener 
Zeit die Grundstückzerkleinerung sc hon allgemein ül erlic h war.50
In der repräsentativ  zusammenfassenden Schöpfung der Geistes­
geschichte wird unser hier e rö rterter Gesetzartikel bloss erw ähnt. Der 
Mangel eines Anspruches auf eine eingehendere Besprechung ist elemi in­
stand  zuzusehreiben, dass er einfach „als eine Verfügung König Karls I. 
in bezug au f die Dreigroschenoder A chtzehndenar-Porta Ist euer von Bandes­
gültigkeit“ betrachtet w ird.51
Aufgrund einer V erarbeitung des umfangreichen Quellenm aterials 
jener Zeit gelangte unsere m arxistische Geschichtsschreibung zur viel­
seitigen Auslegung des Artikels über die Anordnung des Kam eralnutzens.
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Als erster un tersuchte es György Székely, was zu der, m it einer neuer­
lichen Regelung verbundenen Anordnung des K am eralnutzens führte, 
ocinei Ansicht nach ist ,,1351 eines der M otive der Bewegung des m ittleren 
und nieclerigen Adels die ihre Leibeigenen drückenden schweren S ta a t -  
hchen Sicuei-lasien". Ludwig w ar nämlich wegen der neapolitanischen 
heldzuge gezwungen zur Erhöhung der Steuer des K am eralnutzens zu 
grellen. D arüber hinaus wurden -  wie dies A rtikel 4 besagt -  sowohl 
Geld- wie Lebensm ittelsteuern bemessen. Die E inführung von Beschrän- 
kungs- und  Regelungsmassnahmen weisen au f die Zwangslage hin. in der 
sich der Kehlig befand als er diese Vorkehrungen traf. Dies geht aus der 
Bestim m ung einer Steuer von drei Groschen nach dem ganzen G rund­
stück sowie der Abschaffung der überflüssigen (superfluus) Denare und 
der Steuerablösung (dicarium redem ptio) hervor.52
Ähnlich den übrigen Verfügungen des Gesetzes kam es auch im 
Zusammenhang mit der Bemessung der Steuer des Kameralnutzens zu 
vielen Unzufriedenheiten.
Eine der wichtigsten ,,Zw angsbestim m ungen“53 des Gesetzes vom 
Jah re  1351 ist die als Neuntel bezeichnete G utsherrensteuer. Ü ber ihre 
\ orgeschichte, Einführung, Motive, Auslegung und ihr Nachleben berich­
ten zahlreiche Arbeiten der Geschichtswissenschaft.
Der erste H istoriker, dessen Arbeit wir unter die Lupe nehmen wollen, 
ist ist van K atona. E r befasst sich vor allem m it den Motiven der E infüh­
rung des Neuntels. Seiner Ansicht nach „Ludouieus libertati subditorum  
considere voluit, ne scilicet a dominis suis arbitrariis oneribus grauaren- 
tu r et u ltra  nonan partem  fructuum  ab illis quiequam  exigeretur06 .54 
H ieraus folgt seine Gesetzauslegung: „Excessus ig itur hic v ltra  nonan 
partem  li-uctuum prohibetur; non ius nonarum  percipendarum  primo 
confertur. OJ E rse tz t sich m it G rossingerauseinander, der ,,ab hac inter- 
p reta tione Kollarii56 rursus discedit, dum  ait, an te  Ludouici 1. tém pora, 
quas hodie domini terrestres percipiunt, nonas regem accepisse“. Eine 
Quelle, welche die zitierte  Ansicht Grossingers bestätigen würde, oder 
eine Bearbeitung, die eine solche erw ähnt, fanden wir in der Geschichts­
wissenschaft nicht. Auch die unrichtige Fragenstellung K atonas, die einer 
Ausserachtlassung der tatsächlichen Zustände, der w irtschaftlichen F a k ­
toren entspringt, können wir nicht akzeptieren! Bei ihm  tauch t der Ge­
danke gar nicht auf, was die N ichteintreibung des Neutels hiess. Der 
Regelung m isst er gleichzeitig eine vereinheitlichende W irkung zu. die 
den Leibeigenen schützt.
György Fray teilt die Verfügungen Ludwigs, die über die Bekräftigung 
der Goldenen Bulle hinausgehen, hinsichtlich der Gesellschaftsschichten 
in zwei Teile, je nach dem, ob sie „ad subjectos“ oder „ad dominos“ gerich­
tet sind, beziehungsweise sich mit deren Angelegenheiten beschäftigen 
Einleitend berührt das Neuntel -  hinsichtlich ihres Zwecks -  beide 
Schichten. „Uh ne ab Ins pro libídine premerentur decrevit, ut seculares 
domim partem nonam frugum et vinorum, Ecclesiastici vero praeter 
hanc, msuper deeimam, perciperent . . , “5' Mit diesem Gedanken schliesst 
er sich jenen Geschichtsschreibern an, die in der Vereinheitlichungsbe-
___ _______________ ___________ D A S G E S E T Z  V O M  JA H R E  1351 H 5
8 *
,  , E.  K UL C S AR1 1 () _ _____ _____  -
strebung des N euntels eine M anifestation des Schutzes der Leibeigenen 
erblicken. Der Gesetzartikel regelte einheitlich die Dienstleistung und 
wollte diese überall obligat m achen, womit ein Schutz der Steuerzahler 
erreicht werden soolte.
Johann Christian Engel betont im Gegensatz zu K atona und 1 ray, 
dass Ludwig mit seinem Gesetz über das Neuntel zum grossen Nachteil 
der Bauernschaft eine ganz neue Last eingeführt hat. Der König wollte 
näm lich aus seinen eigenen Besitzungen einen immer grösseren Nutzen 
ziehen, und um  dem Murren des Adels und  der Kirche vorzubeugen ordnete 
er die pfliehtm assige E intreibung erst des Zehntels, später des Neuntels 
auch auf ihren Besitzungen an. Das Neuntel und den Kam eralnutzen 
erachtet er fü r eine Folge der ausländischen Kriege, und betont, dass 
vom  Gesichtspunkt der Bauernschaft aus beide Verfügungen schädlich
w aren.58 ,
Benedek Virag zitiert den Artikel 6 teils ungarisch, teils lateinisch
aus dem Corpus Iuris, und  da er dort in einer Fussnote den Vermerk 
findet: „N onarum  exactio annis jam  301. d u ra t“ , — identifiziert s i ch 
seine Ansicht mit der des Verfassers cier i ussnole, indem er erklärt: ..Uas 
N euntel wurde also von Ludwig eingeführt, es scheint, zu Lasten der 
Leibeigenschaft. Darauf, dass die E intreibung obligatorisch vorgeschrie­
ben wurde weist er wohl in einer Anm erkung von einem halben Satz hin, 
eine weitere E rklärung gibt er jedoch nicht .
Nach Ezsaiäs Buday60 w ar die gesetzliche Regelung darum  von 
N utzen, weil „sowohl der Bauer wusste, was er schuldet, und mehr von 
ihm nicht eingehoben werden durfte , wie es auch der G utsherr wusste, 
was er von seinen Leibeigenen gesetzmässig fordern konnte .
Laszlö Szalav erw ähnt -  bevor er seine Meinung im Problcm enkreis 
des Gesetzes über das Neuntel äussern würde -  , dass die Leibeigenschaft 
auch vor 1351 das N euntel en trich tete , und die Regelung deshalb notig 
war, um sie vor jenen Gutsherren zu schützen, die mehr als ein Neuntel 
forderten .82 Szalav stellt diese E rklärung mit dem letzten Teil des A rti­
kels in Abrede, der darau f hinweist, dass das Gesetz zur Zeit Ludwigs 
geschaffen wurde. E r differenziert nicht zwischen Gesetz und Gewohn­
heitsrecht. was gegenüber der w eiter oben zitierten  Auffassung Kollars 
einen Schritt rückw ärts darstellt, ln  der vom „grossen“ König gestalteten 
K onzeption Szalav’s wäre es nicht „am  P la tze“ reale Konsequenzen zu 
ziehen, er w arnt daher: „der junge Leser möge nicht auf eine U n terd rü ­
ckung der Leibeigener, folgern. Der Bauer verfügte un ter Ludwig genau­
so wie zur Zeit seines Vaters über das Recht der Freizügigkeit, und dies 
allein w ar eine gewaltige G arantie gegen die U nterdrückung.“63 la ts a c h ­
lich war es eine G arantie, so lange, bis aus der Übersiedlung ein w irt­
schaftlicher Vorteil erwuchs, das heisst eine Begünstigung, für die der 
Leibeigene die mit der Übersiedlung verbundenen Kom plikationen aut 
sich nahm . Das Neuntel können wir aber gerade in dieser Beziehung als 
Meilenstein betrachten , denn durch die Anordnung der einheitlichen E in­
treibung von allen Bewohnern des Landes6* sollte den bisher üblichen 
M issbrauchen ein Ende bereitet werden.
L aut Auffassung von Antal Pór m achte Ludwig in seinem Dekret 
vom  Ja h re  1351 so viele Zugeständnisse,65 dass ,,er es nicht für ungerecht 
empfand als Gegenleistung das Neuntel einzuführen“ .66 Mit einer solchen 
Begründung der E inführung des Neuntels können wir uns nicht einver­
standen erklären, bezogen sich doch die gebotenen Zugeständnisse nicht au f 
jene, au f die die Leistung des Neuntels bemessen wurde. E r betrach tet das 
Neuntel als eine Kriegssteuer, welche die Leibeigenschaft entrichten muss­
te, um  dem wehrpflichtigen Adel seine Unkosten zu vergüten. Diese 
B ehauptung können wir dam it in Abrede stellen, dass die Kriegssteuer für 
gewöhnlich dem Staat und nicht dem Gutsherrn gezahlt wurde. Die 
K riegssteuer wurde dem Leibeigenen ausser dem Neuntel zusätzlich als 
eollecta bemessen.67 Über das Nachleben des Gesetzartikels schreibt er, 
dass er nur ungern aufgenommen wurde und noch lange die Hoffnung 
au f eine Abänderung des Gesetzes leble. Ähnlich wie Szalay weist auch er 
au f den Zusamm enhang zwischen der E inführung des Neuntels und  der 
]• reizügigkeit hin, und bewertet diese energische Verfügung positiv, 
weil sie verhinderte, dass die freizügigen leibeigenen au f die Besitzungen 
solcher Gutsherren übersiedeln, die von der E intreibung des Neuntels ab- 
sehen.68
József Illés68 befasst sich mit dem Neuntel als mit der ersten ein­
heitlich geregelten Form der Dienstleistungen der Leibeigenen. E r ist 
der Ansicht, dass die Bestim mung des Neuntels eine vorhergehende ge­
sellschaftliche Um gestaltung voraussetzt, das heisst, dass das Entstehen 
einer einheitlichen Klasse der Leibeigenen eine entsprechende Steuer­
form ausgelöst h a t.70 E r behandelt auch die Neuntellast der S tädte, die 
nur eine „gewisse K ategorie“ der S lädte zu tragen h a tte .71 Im Laufe einer 
Prüfung des Nachlebens des Neuntels trä g t er mit einer wertvollen Angabe 
zu unserem  untersuchten Them a bei, indem er nach György Fejér darüber 
schreibt, dass die E intreibung des Neuntels in den 1370er Jahren  aberm als 
obligatorisch vorgeschrieben wurde.72
ln  gründlicher K enntnis der damaligen Ergebnisse der Geschichts­
wissenschaft und nach Verarbeitung eines umfassenden Quellenm aterials 
nähert sich Ignác Aesády unserem behandelten Thema. E r hält das Ne­
untel für eine schwere und neue Belastung und ist — verm utlich nach 
Antal Pór73 -  der Meinung, dass die Gutsherren eine spätere Aufhebung 
erhofften, die Leibeigenen hingegen keinen E inw and erhoben haben. 
E r nimmt nämlich an. Ludwig habe mit dem N euntel sonstige G uts­
herrenlasten der Leibeigenen abgelöst. Sein S tandpunkt ist nicht ganz 
konsequent, da er das N euntel für eine neue, von Ludwig eingeführte L ast 
hält, gleichzeitig aber auch darauf hinweist, dass diese Last auch schon 
zuvor, zumindest in einer ähnlichen Form bestanden h a t.74 Jene Frage 
k lärt er nicht, ob es sich bloss um  die E inführung einer neuen Term inolo­
gie handelte. F ünf Jah re  später ändert sich sein S tandpunkt: „A rtikel (5 
des Gesetzbuches . . . belastet die Leibeigenen mit einer neuen, bei uns 
bis dahin völlig unbekannten G utsherrensteuer“. Dies ist „eine neuere 
sehr schwere L a s t.“75 E r weist darauf hin, dass das neue Gesetz die Lei­
beigenen zu einem besonderen rechtlichen und w irtschaftlichen Ganzen
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verschmolzen h a t.76 Hier wollen wir auch das nicht unerw ähnt lassen, 
dass sich Acsády — als erster un ter unseren Geschichtsschreibern — ein­
gehend mit den grossen Pestseuchen um  die M itte des 14. Jahrhunderts 
befasst. E r nennt die Seuchen der Jah re  1348, 1340. sodann die der Jah re  
1 3 5 9 , 1371 und 1381—82. Wohl versucht er -  im Gegensatz zu unseren 
späteren Historikern — keinen Zusamm enhang zwischen dem Gesetz 
vom Jah re  1351 und dem schwarzen Tod zu suchen, doch nimmt er mit 
seinem Lagebericht die spätere Auffassung Istv án  Szabó’s vorweg. Die 
Bevölkerung und der V iehbestand nahmen in einem enormen Ausmass 
ab, der König verbot die Ausfuhr von Getreide. Aufgrund dessen folgert 
Acsády darauf, dass das Neuntel zu jener Zeit nicht in Geld, sondern in 
N aturalien zu entrichten war. Jener Teil, der die Aufnahme des Gesetz­
artikels behandelt, kommt einem kleinen historiographisehen Überblick 
gleich. E r anerkennt das Neuntel nicht als Kriegssteuer, denn wäre sie 
die gewesen, würde sie — infolge einer Verminderung der Militärlasten — 
freudiger aufgenommen worden sein. Die kleineren Grunbesitzer hatten 
keine Leibeigenen, daher konnten sie nur schwerlich zu einem Neuntel 
gelangen, was ihren Protest ausgelöst hat. Neben einer in R ichtung der 
Entw icklung weisenden gesellschaftlichen Vereinheitlichung wurde das 
Gesetz später au f w irtschaftlichem  Gebiet zu einem retardierenden F ak ­
tor.
Die E inführung des Neuntels bringt Henrik Marczali mit der F rei­
zügigkeit und mit staatlichen, militärischen Gesichtspunkten in Verbin­
dung. Das Recht, au f Freizügigkeit, die Unterschiedlichkeiten der Dienst­
leistungen, Verpflichtungen und  Geschenke ermöglichten den Leibeige­
nen ein ständiges W andern au f die Besitzungen von Gutsherren, die güns­
tigere Bedingungen boten. Demzufolge änderte sich dauernd die Popula­
tionskarte  des Landes. Eine einheitliche Regelung der Lasten der Leibeige­
nen erwies sich zwecks Verhinderung dessen fü r notwendig. In  der obli­
gatorischen E intreibung spielte auch der m ilitärische Gesichtspunkt eine 
Rolle.77
Sándor Márki befasst sich in seiner Arbeit mit dem Bruchteil eines 
einzigen Satzes mit dem unsererseits behandelten Artikel, anhand dessen 
Ludwig „eine Arbeiter-Leibeigenenklasse geschaffen hat ".7S Der Gebrauch 
des Terminus „Leibeigenenklasse“ beweist, dass auch Márki die Verein 
heitlichung der Leibeigenschaft für einen Zweck des Gesetzes hält.
Bálint Hóman erörtert die Ursachen der E inführung des Neuntels 
vom Gesichtspunkt der gegensätzlichen Interessen der ansiedelnden 
Grossgrundbesitzer und des niedrigen Adels. Der König wollte der Strö­
mung der Leibeigenen E inhalt bieten, die sich von den Besitzungen des 
niedrigen Adels zu den Domänen der Grossgrundbesitzer bewegte. Der 
niedrige Adel war nämlich um vieles mehr au f die D ienstleistungen der 
Leibeigenen angewiesen, da er im Falle ihres A erlustes auch unfähig w ur­
de seinen militärischen Verpfichtungen nachzukommen, ln  dieser Frage 
ist sein S tandpunkt g laubhaft, indem das Neunte! den Interessen des 
K leingrundbesitzers, des M ilitärdienst leistenden Adels und der S taats­
kasse in gleicher Weise diente. Unbegründet ist hingegen seine Mei-
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nung, wonach die N aturalsteuer eine Linderung bedeutete.79 Die Behaup­
tung  Hó m an’s wünscht das falsche Bild einer „ungarischen G rossm acht“ 
im 14. .Jahrhundert zu bekräftigen, ohne zur K enntnis zu nehmen, dass 
«las Neuntel zu jener Zeit die schwerste gutsherrschaftliche Steuerlast der 
Leibeigenen war. Damit erreichte die bürgerliche Geschichtsschreibung 
einen Punkt, an dem sie selbst die hervorragenden Ergenisse ihrer bis­
herigen V ertreter in Trüm m er schlägt, bloss um eine Illusion kram pfhaft 
s ta rr  aufrechtzuerhalten und glaubwürdig zu machen. Hier wollen wir 
darau f verweisen, dass Ignác Acsádv schon früher überzeugend nach­
gewiesen hatte , dass das Neuntel eine sehr schwere Steuerbelast ung war. 
doch lässt dies Human ausser acht. Seine Absicht ist allerdings mit der 
László Szalay's nicht identisch, doch veranlasst ihn die Idealisierung des 
„grossen“ Königs zur Ziehung gleicher Konsequenzen.
Der Forscher unseres untersuchten Themas ist István  Szabó. Sein 
tiefgreifender Analysiert!ngsanspruch paart sich mit einer Erwägung der 
zeitgenössischen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse. 
Seine Tätigkeit spornte die V ertreter der m arxistischen Geschichtswis­
senschaft Ungarns zur Kritik an. Sein erstes bedeutendes Werk, das un ­
ser Thema betrifft.8" kam „im Schatten“ der Geistesgeschichte zustande. 
W ahrscheinlich bestim m te dieser Beginn seine Auffassung in bezug au f 
die nennenswerteren Artikel. Die N euartigkeit seiner K onzeption müssen 
wir jedoch noch vor der Erörterung und Bewertung seiner Analvse her­
vorheben. Im Laufe unserer bisherigen Auslegungen begegneten wir im 
einzelnen sämtlichen Auffassungen, dem Them a in dieser Weise nahe­
zukommen versuchte aber er als erster, wobei er überraschende Zusam ­
menhänge fest.stellt. Nach seiner Meinung war die Betonung im W ortlaut 
des Gesetzes au f die Einhebungspflicht des G utsherren und weniger au f 
die Zahlungspflicht des Leibeigenen gesetzt, das heisst der H auptzug 
des Gesetzes über das N euntel ist „die Ausschliesslichkeit, die jede Aus­
nahme auszuschl¡essen wünscht.81 Zur Bekräftigung seiner Behauptung 
bringt er seine — von unseren marxistischen H istorikern einer K ritik  
unterzogene — Pest-K onzeption hervor. In  den Jahren  1 3 4 7 -4 9  hat der 
schwarze Tod in ganz E uropa enorme Verheerungen angerichtet. Auf 
englischem, französischem, spanischem, italienischem und deutschem  Bo­
den wurde der Arbciterkohn einheitlich und für jederm ann verpflichtend 
festgesetzt.82 In Ungarn dom inierte damals noch das System der Leibei­
genen-Dienstleistung. daher diente das Neuntel — nach Ansicht Szabó’s 
— hier dem gleichen Zweck wie in den angeführten Staaten: „die Möglich­
keit dessen zu verm indern, dass die Gutsherren die Leibeigenen anhand 
von Begünstigungen und unterschiedlichen Bedingungen einander e n t­
ziehen“.83 Dies war das Interesse der Kleingutsbesitzer. Die oben erörterte  
Konzeption von István  Szabó gelangte ein Jahrzehnt nach Erscheinen 
seines Werkes in den Prüfungsbereich der m arxistischen Geschieht.skritik, 
und diese Kritiken spielten in der Vertiefung der Ansichten des vorzüg­
lichen Gelehrten eine bedeutende Rolle. Unser Autor aber kehrt ein 
\  ierteljahrhundert nach dem Erscheinen, im Verlauf einer Prüfung der 
Ursachen der Dorf Verödung84 wieder zur Frage der Pest zurück. Als ein-
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zif^es zu jener Zeit bekanntes Mittel eines Schutzes gegen die mörderische 
Seuche erwähnt er, dass die Leute von ihren Mitmenschen in unverseuch­
te  Gegenden flohen, wobei sie Mengen von leeren Dörfern hinter sich 
H e s s e n .A ls  Abänderung seiner früheren Ansichten kann die zur \  e r­
sieht m ahnende Erklärung aufgefasst werden, wonach seine, über die 
entvölkerten Dörfer gefundenen „sporadischen“ Angaben „keineswegs 
dazu geeignet sind, über die Rolle der Pest in der Dorfverödung weiter­
gehende Folgerungen zu ziehen.*1 Die Pest zählt er „zu den N atu rkatas­
trophen“ , da ..sie die .Mensehen genauso schutzlos hinnahmen wie die 
mörderische Verwüstung der N atu rk räfte“ .87 Von den Ursachen der Dorf­
verödung gerät die Pest — nach den W andlungen, die in der w irtschaft­
lich-politischen S truk tu r erfolgt sind an zweite Stelle. Als dritte  l rsache 
bezeichnet István Szabó die Kriegsverwüstungen. Eine Folge der E n t­
völkerung war das bereits erw ähnte, häufig angewandte Vorgehen: zwecks 
Förderung einer Niederlassung der Leibeigenen griffen die Gutsherren 
zum Mittel der Lastenverm inderung.
Erik Molnár*8 war der erste, der — unser Them a betreffend — „jenes 
idealistisch inspirierte, konservative historische Rild, das die adelig-bür­
gerliche Gcschishtsschreibung mit ihren grossen Traditionen, reichen 
fachlichen Erfahrungen und zugleich ihrer Klassen-Voreingenommenheit, 
ihrer nationalistischen Innervation in unserer Heimat ausgestaltet und 
in das allgemeine Bewusstsein ein gebaut h a tte“ 89 überholt hat. In seiner 
ersten zusammenfassenden Arbeit mit m arxistischem Aspekt geht 
er nur kurz auf die Auslegung des Gesetzes über das Neuntel ein. Seiner 
Ansicht nach begann man im 14. Jahrhundert die Produktensteuer all- 
mählich zu erhöhen, und  was „im 1 2 -1 3 . Jahrhundert noch eine auss­
erordentliche Erscheinung war. verbreitete sich schon in der ersten 
Hälfte des 14. Jah rhunderts“ .9" Das Gesetz des Neuntels verankert ein 
bestehendes Gewohnheitsrecht. Die Verankerung erreichten jene G uts­
herren. die dieses Gewohnheitsrecht früher eingeführt hatten , sie fürch­
teten  sieh nämlich davor, dass sie ihre übermässing belasteten Leibeige­
nen verlassen werden. Mit der gesetzgebenden Massnahme gelang es 
allerdings nicht es allgemein einzuführen, doch stufenweise gewann es 
an Boden. Auch im Jah re  1437 konnte es nicht einheitlich eingeführt 
werden, da der siebenbürgisehe Bauernaufstand ihm eine Bersche 
schlug.91
Seit zwei Jahrzehnten befasste sich niemand eingehender mit der 
wirtschaftlich-gesellschaftlichen Lage der Leibeigenschaft des 14. J a h r­
hunderts. mit der Gestaltung ihrer Rechtsverhältnisse, niemand ana­
lysierte diese besser in ihren Einzelheiten als György Székely.92 In seiner 
Gesetz.auslegung erforscht er mit einer der Arbeitsmethode des Marxis­
mus entsprechenden Gründlichkeit die Ursachen der Anwendung von 
Zwangmassnahmen ausserhalb der W irtschaft, das heisst die Motive 
der Inart ikulierung. E r erblickt die Erklärung dessen im grundlegenden 
Gegensatz zwischen G utsherr und Leibeigener, und geht nicht bloss davon 
aus — wie wir dies bei der Analyse der bürgerlichen geschichtlichen Arbeiten 
beobachten konnten-, dass das Neuntel „aus einer dem Adel erwiesenen
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königlichen G unst“ bekräftigt wurde,»3 sondern dass dies au f Forderung 
jener Gutsherren erfolgt ist, die das Neuntel auch ehedem eingehoben 
haben, oder durch die Verallgemeinerung die Abw anderung der Leib­
eigenen verhindern wollten. Fr weist darau f hin, dass zur E intreibung 
des Neuntels auch vor 1351 Versuche unternom m en wurden, die als 
frühe M anifestation des Klassenkampfes den W iderstand der Leibeige­
nen ausgelöst haben. Auch in der Abwanderung erblickt er eine Form  des 
K1 assen k am pfes.
Aus dieser, den Klassenkam pf konsequent vor Augen haltenden 
Auffassung ausgehend erscheint György Székely die Meinung István 
Szabó’s, wonach ..die Pestepidemie vom .Jahre 134!» in der E inführung 
des Neuntelgesetzes eine Rolle gespielt habe“ für unthalbar.»1 György Szé­
kely gemäss hatte  die Pest „nur eine beschleunigende Rolle, da  d ie s e  
Bewegung auch schon früher bestand“05 Eine gewisse Rolle eignet er 
also der Rest an der Freizügigkeit und an der Schaffung des Gesetzes 
über das N euntel zu.
Bei Prüfung der Vereinheitlichung der Leibeigenenlasten in ihrer 
gesellschaftlichen Auswirkung stellt er fest, dass ..die w erktätigen Ein­
wohner der köninglichen Dörfer. . . rechtlich und — abgesehen von eini­
gen privilegierten königlichen Dörfern -  auch mit ihren Lasten völlig 
mit der Leibeigenschaft verschmolzen “.»e Die im W ortlaut des Gesetzes 
betonte Vereinheitlichungsbestrebung betrachtet er aus einem ganz an ­
deren A spekt. indem er festste llt, dass dies ..nicht einfach Gleichstellung 
des bis dahin kleineren oder grösseren Produktenanteils is t“ , sondern gerade 
in ihrer Gleichstellungstendenz“ ausdrücklic h eine Spitze hat, die gegen 
die W iderstand leistenden Bauern gerichtet w ar“.07
Als besonderen Vorzug der Bearbeitung Székely ’s muss seine his- 
toriographische Übersicht erw ähnt werden, in der er namentlich einer 
W iderlegung der Ansichten der bürgerlichen Geschishtsschreibung sein 
Augenmerk zuwendet. Die Menge seiner Gegenargum ente und Beweise 
veranlasste István  Szabó — in ersten Linie hinsic htlich der die Lage der 
Leibeigenschaft betreffenden Artikel»8 - zu einer neuerlichen Äusse­
rung beziehungsweise zu einer Verteidigung seiner früheren Ansichten.
l 'm  den voneinander abweichenden S tandpunkt György Székely’s 
und István  Szabó’s in der Frage des Neuntels zu verstehen, wollen wo­
vor E rörterung der Antwort Studie vom .Jahre 1054 die Motive beziehungs­
weise Ursachen der Gegenmeinungsäusserung György Székely’s in grossen 
Zügen einer Prüfung unterziehen. Die Ursache bildet zugleich auch den 
Angriffspunkt, den wir im Obigem bereits erwähnt haben, und der nichts 
anderes ist wie die im Jah re  1038 erschienene Studie ..H anyatló jobbágy­
ság a középkor végén" (Niedergang der Leibeigenschaft "am Ende des 
.Mittelalters).
István  Szabó stiess anhand der Erschliessung des U rkundenm ateri­
als vom 14. Jah rhundert auf jene Erscheinung, welche seine, unser Thema 
betreffende Konzeption und die Richtung seiner weiteren Tätigkeit be­
stimmt hat. Diese Erscheinung ist die Verödung der ungarischen Dörfer, 
deren Ursache er in dieser Studie in zwei Faktoren bezeichnet: „in  den
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Pestepidem ien“99 sowie in der anziehenden und  aufsaugenden W irkung 
der S täd te“ .100 ln Berücksichtigung dieser beiden Faktoren  entwickelte 
er seinen S tandpunkt, dem nach das Gesetz des Neuntels nur im Zusam ­
m enhang mit Artikel 16 un ter die Lupe genommen werden kann. Später 
bezweifelt er die R ichtigkeit des Textes (der Lesung) von Artikel 16. „der 
es verbot, dass die Leibeigenen ohne Zustim m ung ihres Herrn gewaltsam 
weggebracht werden“ .101 Anhand einer Prüfung der Zusam m enhänge 
dieser beiden Artikel stellt er fest. dass „das Neuntel, als einheitliche Leib­
eigenen-Dienstleistung nach dem schwarzen Tod, zwecks Einstellung 
der Leibeigenenmigrat ion eingeführt w urde".102 Unseres Erachtens können 
wir diese vereinfachte Feststellung als Motiv der E inführung ses Neuntel- 
nicht akzeptieren, handelt es sich doch hier im Endergebnis um nichts 
anderes, als dass er die beiden oben erwähnten Gesetzartikeln — ungeach­
tet jedes sonstigen Zusammenhanges — seinem eigenen Gesichtspunkt 
entsprechend m iteinander in Verbindung brachte.
István  Szabó ist in seiner A ntw ortstudie, die er auf die Streitschrift 
von György Székely verfasst ha t, selbst der Meinung, dass er in seine 
Untersuchungen nach fast zwei .Jahrzehnten „neue Gesichtspunkte und 
neues Q uellenm aterial“ einbeziehen k a n n .103 ln  dieser Studie ändert sich 
sein Ausgangspunkt einigermassen. E r betont, dass das Neuntel „durch 
den W ettbewerb um die K raft des Leibeigenen zustandegekom m en ist", 
hingegen schreibt er dies alles der Folge des „grossen Sterbens“ zu: 
auch ist er nach wie vor der Ansicht, dass der Artikel die Einstellung der 
L e ib e ig e n e n -W anderungzum  Zweck ha tte , da  er mit Nachdruck die Ein­
hebungspflicht des G utsherrn bestim m t.
Jene S tarrheit, welche die weiter oben besprochene Auslegung von 
Artikel 6 des Dekrets vom Jah re  1351 kennzeichnet, wurde von Lajos 
Elekes anhand einer Annäherung von mehreren Aspekten aufgelöst , be­
dauerlicherweise sind — infolge seines Them as — seine Uneersuchungen 
der wesentlichsten Teile au f ein enges Ausmass beschränkt.104 Die Schaf­
fung des Neuntel-Gesetzes hält er fü r eine Art des Schutzes gegenül er 
der Leibeigenenflucht und der Ketzerei, als einer Form  des Klassenkamp­
fes höherer Ordnung. Bezüglich der Auslegung des Art ikels bricht er 
mit der polarisierten Auffassung seiner Vorgänger, indem er die Notwen­
digkeit dessen beton t, dass jener von mehreren Seiten, verschiedenartig 
ausgelegt werden kann und muss. Nacht seiner .Meinung ist in Artikel 6 
„die auf eine Festigung und K räftigung der gegebenen Ordnung der 
feudalen U nterdrückung und A usbeutung gerichtete Tendenz unzwei­
felbar“.105 Er schützte die Interessen der kleineren Besitzer gegenüber den 
Grossgrundbesitzern, die ,,im Interesse einer Erfolges der An- und 
Übersiedlung von Leibeigenen“ selbst zur Gewehrung von Steuerbegüns­
tigungen geneigt waren, zugleich aber „bezweckte er die Erschwerung 
der Lasten der Leibeigenen, die Steigerung der unterdrückenden Macht 
der Grundbesitzer-Klasse als ganze“ .108
Zusammenfassend können wir feststellen, dass die gesetzliche Rege­
lung des Neuntels, dessen E rklärung gerade im Jah re  1331 neben den be­
stehenden wirtschaftlich-gesellschaftlichen Änderungen als unm ittelbar
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auslösende Ursache auch durch die außenpolitische Lage beschleunigt 
wurde. In den neapolitanischen Feldzügen vergossen neben dem H och­
adel auch Seine Standesgenossen mit kleineren Besitzungen ihr B lut, 
wenn auch nicht — wie dies die bürgerliche Geschichtsschreibung a n ­
nimmt — aus Rache wegen des unschuldigen Todes des Bruders ihres 
beliebten Königs, sondern in der Hoffnung einer Kriegsbeute und eines 
Am tes im Falle einer Gewinnung des neapolitanischen Throns. Der W ahn, 
der an Seite des für irreale Ziele käm pfenden Königs Ludwig die ungari­
sche herrschende Klasse, deren kam pfbereite, unternehm ungslustige 
Schichte in seine Gewalt bekam, zerfloss nach dem zweiten neapolitani­
schen Misserfolg, und sowohl der König wie auch seine Kampfgenossen 
m ussten schmerzliche Lehren davontragen.
Auf w irtschaftlichem  Gebiet folgte den Kriegen ein riesiger R ück­
schlag. Die angehäuften Bestände des königlichen Fiskus sowie des 
Hoch- und niedrigen Adels verringerten sich infolge der Kriegsausgaben 
in einem sehr bedeutenden Mass. Ludwig verlieh seiner Absicht den ver­
m inderten B estand des Fiskus wieder aufzufüllen dam it Ausdruck, dass 
er den von seinem V ater eingeführten K am eralnutzen neuerlich regelte. 
U nd während er die E inhebung der Lebensm ittelsteuern über die Geld­
steuern hinausgehend verboten h a t.107 kam  ihm sicherlich der Gedanke 
jene in irgendeiner Weise zu ersetzen. Als anspornender F ak tor mag der 
sich infolge der Pestseuchen dauernd verm indeine G etreidevorrat eine 
Rolle gespielt haben, und nicht zuletzt diente als Bespiel das von Ste­
phan 1. eingeführte Zehntel, au f dessen Vorbild die G utsherren jener 
Zeit ein neueres Zehntel einzuheben begannen.
Ob die der Konzeption des Königs folgende K odifikation beim kö­
niglichen R at au f Zustim m ung tra f, oder ob die Eingebung des könig­
lichen R ates beim König au f offene Ohren stiess, die L nterdriiekungsab- 
sieht kom mt eindeutig zum Ausdruck.
Unserer Ansicht nach kann der U m stand, dass die E intreibung 
einheitlich obligatorisch vorgeschrieben wurde, vom ersten Teil des 
Gesetzartikels nicht stracks getrennt werden, wofür wir in der Geschichts­
literatu r Beispiele finden können.108 Eben darum , weil in dem Fall 
jener Teil, in dem der König und die Königin au f ihren eigenen Besitzun­
gen die Einhebung des Neuntels anordnen, ausserhalb des Bereichs u n ­
serer U ntersuchungen fallen würde. Der König ist gezwungen seine 
Rechte und Pflichten auf diesem Gebiet au f die gleiche Ebene herabzuset­
zen, weil widrigenfalls die Leibeigenen au f seine Besitzungen ström en 
würden. Die Interessengleichheit der regierenden Klasse dieser Art be­
weist die Leibeigenengegnerische Spitze der E inführung des Neuntels, 
ungeachtet der — in diesem K apite l erörterten  — sonstigen Faktoren.
Artikel, welche die Rechtslage der Leibeigenen betreffen
Den Vorgang der ersten Herausgeber des Corpus Iuris Ilungaric i,109 
der das Gesetz vom Jah re  1351 in Artikeln gliedert und die einzelnen 
Artikel mit K apiteltiteln  versieht, dürfen wir nicht unbeachtet lassen,
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doch dürfen wir uns keineswegs bloss auf ihre Textwiedergabe beschrän­
ken, namentlic h nicht bei Prüfung der die Freizügigkeit regelnden Zeilen. 
Es wäre zu befürchten, dass uns die später angesetzten K apiteltitel au f 
Irrw ege führen, wenn auch nicht in elem Aussmass, wie hierauf István  
Szabó hinweist.
Bei E rörterung dieses Teilproblems wenden wir unser Augenmerk 
dem 16. und 18. G esetzartikeln zu, wobei wir untersuchen, wie sich die 
Pat rim onialgerichtsbarkeit und die Freizügigkeit im feudalen Sinn gestaltet 
haben, das heisst, ob der Leibeigene nach E ntrich tung  seiner Schuld 
die Bewilligung zur Abwanderung erhielt, und was für ihn — nach Ver­
lassen seines Gutsherren — die Obersiedlung zu einem anderen Guts­
herren oder in eine S tadt bedeutet hat.
Unsere historiographisehe U ntersuchung wollen wir mit dein Werk 
K atona’s beginnen, der ausser der Text Wiedergabe ihr keinerlei Bemer­
kung hinzufügt.11"
Bis zur weiteren Prüfung des Gesetzartikels verstrich eine geraume 
Zeit. Im späteren verknüpften die hierauffolgenden Arbeiten die Artikel 
16 und 18 bei der Prüfung im allgemeinen m iteinander. Dies war bei 
Antal Cziráky111 genauso der Fall wie bei László Szalay.
Die Auslegung Cziráky’s müssen wir deshalb erwähnen, weil er der 
erste war. der sich in eine eingehendere Erörterung der beiden Artikel 
eingelassen hat. Im 16. Artikel handelt es sich — nach seiner .Meinung — 
um ein Verbot des Leibeigenenenzugs.
László Szalay hingegen entnim m t dem Text einen um  vieles tieferen 
Gehalt , das heisst „die Artikel 16 und 18 sichern dem Leibeigenen das 
Recht der Freizügigkeit zu “ .11- Aus Artikel 16 d a rfe in e  so weitgehende 
Folgerung nicht gezogen werden, enthält er doch in W irklichkeit nur 
das Verbot einer gewaltsamen Entziehung der Leibeigenen, er kann aber 
nicht als rechtliche G arantie der Freizügigkeit aufgefasst werden.
Auch die E rörterung Gusztáv Wenzel’*113 verdient erwähnt zu wer­
den. in der er das Bestreben der Gutsherren bespricht, im 14. und 15. 
Jah rhundert die Leibeigenen zurückzuhalten. E r wandte die Aufmerk­
samkeit darauf, dass „zwecks Sicherung der Arbeiterhände die Gutsherren 
danach strebten, dass au f ihren Besitzungen Leibeigene in entsprechen­
der Zahl leben, was jedoch auch zu einer gewaltsamen Festhaltung der 
Leibeigenen fü h rte“ .n 1
Mit dem Problem  der Freizügigkeit selbst befassen sich — wie wir 
bei E rörterung des Artikels 18 sehen werden — noch zahlreiche Arbeiten, 
dem  Artikel 16 wenden aber nur sehr wenige ein Augenmerk zu. Zu diesen 
Wenigen gehören Henrik Marczali und Péter Váczy.115
Laut Auffassung Marczali’s befasst sich der Gesetzartikel mit dem 
Verbot der Verschleppung.116
Die Deutung von Péter Váczy weist hingegen über den tatsächlichen 
Sinn hinaus: „Dieses Recht kam  in der Praxis so zur Geltung, dass der 
Leibeigene seinen G utsherrn verlassen durft e, wenn er seine Schuld bezahlt 
und zur Abwanderung die Erlaubnis erhalten h a t“.117
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Mit dem Auslegungsproblem von Artikel 1(5 befasste sich tieferge­
hend als die im Jah re  1940 erschienene Arbeit Is tv án  Szabó’s die frühere 
F ach lite ra tu r nicht. Seiner Auffassung gemäss ist das Recht der Freizü­
gigkeit des Leibeigenen eine Garantie dafür, dass sich die im „Lebens­
niveau“ der Leibeigenschaft, zwischen deren verschiedenen Schichten 
bestehenden U nterschiedlichkeiten ausgleiehen. E r zieht die Folgerung 
aus den Verboten des Gesetzes selbst, dass die Leibeigenen „ihre aus 
Strohlehm  geschlagenen oder in den Erdboden gegrabenen armseligen 
H ü tten “ im Falle ihrer Abwanderung mit sich zu nehmen pflegten. Wir 
sind der Meinung, dass die Unterschiedlichkeiten des Lebensniveaus 
durch die Übersiedlung allein nicht ausgeglichen werden. István  Szabó 
weist au f die gemeinsamen Züge hin, die in unseren, die Freizügigkeit 
des Leibeigenen regelnden Gesetzen anzutreffen sind: „dass der abw an­
dern wollende Leibeigene von seinem Herrn, falls er mit seinen Verpflich­
tungen  nicht im R ückstand  ist, nicht zurückgehalten werden darf“.118 
E r verfolgt unsere diesbezüglichen Gesetze vom 13. bis zum 15. Ja h rh u n ­
dert und  stellt fest, dass wir einer immer strengeren Vergeltung der Frei- 
iieilsverletzung und zahlreichen Beispielen der Rechtsverletzungen“ 
begegnen.uu Und neben diesen Gesetzartikeln erscheinen auch „die 
Anordnungen, die eine gewaltsame Verletzung der Leibeigenen verbie­
te n “.120
Bevor wir zur Besprechung der unser Them a betreffenden Hinweise 
der ersten, mit m arxistischem  Anspruch verfassten zusammenfassenden 
Arbeit übergehen würden, müssen wir an die Auffassung Is tv án  Szabó’s 
in bezug auf die Ursachen der Leibeigenenwanderung erinnern, worauf 
wir schon bei Erörterung des N euntelgesctz.es hingewiesen haben. Den 
K ulm inationspunkt der Leibeigenenwanderung bezeichnet er — von 
den ziffernmässigen Angaben der D cserta-G rundstüeken ausgehend — 
mit den 1350er Jahren , dessen Ursache aber erblickt er in der Pestseuche 
von 1347/49 und in der Anziehungskraft der S tädte. Die Ursachen der 
umfangreichen Abwanderungsbewegung glaubt er teils in einer n a tü r­
lichen, teils in einer gesellschaftlichen Erscheinung zu finden.121
Die Behauptungen Erik Molnár’s widersprechen der weiter oben 
besprochenen K onzeption durchaus. Die Verödung ist die Folge einer 
gesellschaftlichen Differenzierung, und diese wird durch andere F ak to ­
ren — Pest, Verheerungen — noch schwieriger gesta lte t, nichtsdestowe­
niger leitet er den Prozess selbst nicht von diesen, sondern aus der Bewe- 
gung feudalen W irtschaft und den Um standen der U nterdrückung 
— Ausbeutung — ab, zu dem an seinem Lebensabend auch István  Szabó 
zu neigen scheinte.
Die W anderbewegung begann nach Erik Molnár in den siebziger 
Jah ren  und nahm  parallel zur bauern plündernden Kriegsführung der 
Grossgrundbesitzer zu. Unsere Gesetze standen im Dienste der feudalen 
Anarchie, „sie sicherten auch nicht die Freizügigkeit der Leibeigenen, 
sondern vielmehr das Umsiedlungsrecht der G utsherren“.122 Wir sind 
der Meinung, dass dies nur von dem, den Gegenstand unserer Analyse 
bildenden Artikel 16 behauptet werden kann, und  nicht von allen, sieh
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mit der Um siedlung befassenden — bis zur zweiten Leibeigenschaft, 
entstandenen — Gesetzen.
Die aus der Prägnanz Erik M olnár’s folgende übermässige Polarisie­
rung korrigierte György Székely, indem  er die Probleme der Freizügig­
keit vom ersten, in diesem Sachbereich erschienen Gesetz bis zu unserem 
besprochenen Artikel differenzier) und  eingehend untersuchte. Als Aus­
gangspunkt erforscht er die Bedingungen, den w irtschaftlichen H inter­
grund der Erkäm pft)ng des Rechts der Freizügigkeit. Mit einer um sich­
tige)) Gründlichkeit skizziert er die Entwicklung der P roduktivkräfte  
im  13. Jah rhundert, die mit der Erscheinung der W arenproduktion ein­
herging. Dei' Bedarf an A rbeitskräften nahm zu, was eine umfassende 
E n tfa ltung  der Siedlungsbewegung nach sich zog, und auch die Entw ick­
lung der .Marktflecken beschleunigte sich. Dies alles ermöglichte ein 
Ausscheiden der Bauernschaft aus dem Bodenbesitz, wo sie bis dahin 
un ter schwereren Lasten zu arbeiten hatte . Die sich daraus für den Leib­
eigenen ergebenden M öglichkeiten beurteilt er um  vieles positiver als 
Erik Molnár, demnach es sich mehr um  eine Verschleppung als um ein 
tatsächliches Funktionieren des Rechts der Freizügigkeit handelte. Dies 
bezweifelt freilich auch György Székely nicht, er rechnet jedoch bloss 
mit einer ,.dom inanten" Rolle der Verschleppung neben der Freizügig­
keit.1'-3 ln  der Einführung der Freizügigkeit gilt als entscheidender Faktor, 
dass sie an den persönlichen Bindungen des Leibeigenen lockerte.
György Székely wendet neben der wirtschaftlichgesellschaftlichen 
Auswirkung der Umzugsbewegung auch dem seitens István  Szabó auf­
geworfenen Problem  ein Augenmerk zu: Was ist die Ursache der H äufig­
keit der Umzüge beziehungsweise Verschleppungen im Laufe des 14. 
Jah rhunderts?  Der Konzeption Szabó’s stim m t er nicht zu und betont, 
dass die Pestepidemie in der Verschleppungder Leibeigenen keine beson­
dere Rolle h a tte .124 In seinem historiographischen Überblick weist er 
au f das Versäumnis de)' bürgerlichen Geschichtsschreibung hin. „indem  
sie den bedeutenderen Aufschwung der Umsiedlungen von der Pestseuche 
ableiten wollte“.125 Seiner Meinung nacht hat auch der Umstand keinerlei 
Bedeutung, „dass sich auch Artikel 16 des Gesetzes vom Jah re  1351 m it 
de)' Verschleppung von Leibeigenen befasst h a t“.120
Die Frage aber kann nicht umgangen werden: W arum  war es gerade im 
Ja h re  1351 nötig diesen Artikel gesetzlich zu verankern ? In  der B eant­
w ortung d a rf  die zustandsverankem de Rolle des Gesetzes auf keinem 
Fall fehlen, was darauf hinweist, dass das durch das Gesetz geregelte 
Problem  dam als jene Ebene erreicht hat, wo es sich nicht mehr mit einem 
Funktionieren als Gewohnheitsrecht begnügen konnte, sondern eine w irk­
saniere, durch das Gesetz als Rechtsgrundsatz festgelegte Regelung er­
forderte. W ir wollen hier auch an die Unzufriedenheit des ärm eren Adels 
wegen der neapolitanischen Feldzüge und deren Folgen erinnern. Die Ver­
schleppung der Leibeigenen nahm  bis zum  Ja h re  1351 einen so riesigen 
Umfang an, dass gerade der niedrige Adel, den dies verm utlich am ärgsten 
tra f, und sich in den neapolitanischen Feldzügen eine Rechts Grundlage 
zur „Erzw ingung“ des D ekrets vom Jah re  1351 erworben hat, es für rieh-
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tig  und nur zu sehr aktuell erachtet hat diese gesellschaftliche Erschei­
nung. die seine wirtschaftliche Lage sehr schwer betraf, gesetzlich nieder­
zulegen. N atürlich spielten in der Gesetzgebung auch unzählige Neben­
faktoren eine Rolle, doch die nunm ehr unerträgliche Zunahme der Leibei­
genenwanderung fungierte als anspornende Kraft.
Die Auslegung von Artikel 18 scheint sich kom plizierter zu gestalten 
als die des Artikels 1<>.
István Katona identifiziert sich völlig mit der Auffassung Ádám 
Ferenc Koliár’s, der der Ansicht ist. dass der Gesetzartikel in der Frei­
zügigkeit des Leibeigenen eine grosse Bedeutung ha t.127
-Jene Auslegung, welche die zweierlei Deutungen des Artikels 18 
schon im Keim in sich schliesst, dass nämlich einerseits der Leibeigene 
un ter dem P rätex t alter Verschulden an der Abwanderung nicht behin­
dert werden darf, andererseits der schuldige Leibeigene vor das Gericht 
seines eigenen Gutsherrn gestellt werden muss, finden wir erstm als bei 
Antal Czirákv.128 Den Artikel 1(5 bringt er — wie bereits erw ähnt — mit 
dem Artikel 18 in Zusammenhang.
Auch György Pray  begandelt die beiden Artikel gemeinsam. E r 
erblickt in unserem erörterten Gesetzartikel in erster Linie die schrift­
lich niedergelegte Form des Rechtsgrundsatzes der Freizügigkeit.129
Nach .Johann ( hristian Engel handelt es sich hier um die erste recht­
liche Definition des Patrim oniaigerichts.130
Ignaz Aurel Fessler expliziert seine Meinung in ähnlicher Weise: 
..Weder Edelleute noch Jobagven, wem diese auch angehören mochten, 
durften begangener Verbrechen wegen ausser dem Gerichtshöfe ihres 
W ohnsitzes oder ihrer Herren verhaftet, gerichtet, und sev es, an ihrem 
Vermögen oder an ihrer Person, bestraft w erden“.131
Benedek Virág verweist auf den Titel des Artikels, den die Verfasser 
des Corpus Iuris Hungarici dem Artikel 18 gaben. ..Coloni pro pristinis 
cxcessibus non possint arestari, si migrare velin t“ , aber in der Fussnote 
bringt er eine bemerkenswerte Anmerkung zum Ausdruck: „Die üm sied- 
mng wiid im Artikel nicht erwähnt: sondern dass die Leibeigenen, jene 
des Königs, der Prälaten, der Barone, der Edelleute ’pro pristinis factis 
non possint impediri. prohiberi, et arestari in rebus et personis; scd si 
usw .“ Wenn du aus dem das Recht der Freizügigkeit nicht nachweisen 
kannst, dann von dem übrigen gewiss n ich t“132 Benedek Virág verneint 
also die umzugsregelnde Beschaffenheit des Gesetzartikels, seine Stellung­
nahme in dieser frage ist jedoch bloss eine \\ iderlegung und keine .Mei­
nungsäusserung.
Imre Kelemen lässt in seiner Studie über das ungarische P riv a t­
recht das später angefertigte Rubrum  ausser acht und verweist darauf, 
dass „die Leibeigenen wegen alter Verbrechen nicht verhaftet werden, 
sondern vor ihren Herren abgeurteilt werden sollen“.133
Károly Pfahler sagt, dass die gutsherrliche Jurisdiktion zuerst in 
diesem Gesetz festgelegt wurde.134
Auch Tgnácz Frank betrachtet diesen Artikel als Quelle der gu tsherr­
lichen Gerichtsbehörde.135
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László Szalay sieht sowohl im 16. wie auch im 18. Artikel die Gewähr­
leistung der Freizügigkeit der Leibeigenen. Dass die schon viel früher 
bestandenen Patrim onialgeriehte aus diesem Anlass eingeführt worden 
wären, verneint e r.138
Auch Mihály H orváth eignet dem Gesetzartikel die Bekräftigung 
des Rechts der Freizügigkeit der Leibeigenen zu .137
Gvörgv Bartal war der erste Historiker, der es — über die erwähnte 
Anm erkung von Benedek Virág hinausweisend — wahrgenommen hat. 
dass zwischen dem Titel und dem W ortlaut des Artikels 18 ein W ider­
spruch besteht. Fr verweist darauf, dass der Artikel dem Rubrum  gemäss 
das Verbot einer Verhinderung der l'm siedlung des Leibeigenen wegen 
alter Verbrechen ausspricht, während der W ortlaut etw as anderes e n t­
hält, und zwar, dass der Leibeigene, der ein fremdes Gebiet passiert, we­
gen seiner früheren Verbrechen nicht angehalten werden darf, sondern 
vor den R ichterstuhl seines Herren gestellt werden muss. Fr erkannte also 
den W iderspruch, auf dessen Lösung liess er sich jedoch nicht ein. Laut 
seiner In terpretation darf der Leibeigene ohne gesetzliches l rteil seines 
Herren weder in seiner Person, noch in seinen Gütern beheiiigt werden.“"
Benjámin Nagy gemäss d a rf  dem Leibeigenen im Falle eines grösse­
ren Vergehens von seinem Herrn die Bewilligung zum l mzug nicht ver­
weigert werden, sondern er muss vorerst vor das Gericht gestellt werden.1 9
Im re H ajnik’s summarische Meinung lau tet folgendermassen: Fs war 
hinfort verboten den Leibeigenen wegen einer Forderung in seiner Person 
oder seinen Gütern festzunehm en.140
Fine gemeinsame Regelung der Gerichtsbehörde des Gutsherrn und 
der Freizügigkeit der Leibeigenen misst Ákos Tim on111 diesem Artikel zu. 
Antal Pór ist ähnlicher Meinung.112 Es ist ..der Gutherzigkeit des Königs 
diese Verordnung zu verdanken, dass über dem Leibeigeneil niemand 
anderer, nur sein G utsherr ein Urteil sprechen darf.“143 Ignác Acsády 
schreibt dem Gesetz die Erklärung des Rechtsgrundsatzes der Freizügig­
keit zu. E r begründet die Einführung des Gesetzes mit dem infolge des 
schwarzen Todes eingetretenen Mangel an A rbeitskräften .111 Acsády s 
Gedankengang nahm  István  Jánossy wortgetreu über.143 Nach István 
KnolJ darf im Zeitalter der Anjou’s ,.der Leibeigene auch wegen alter 
Vergehen nicht zurückgehalten werden, wenn er übersiedeln will“.118 
Die wenige .Jahre später erschienenen rechtsgeschichtlichen Arbeiten 
stellen diesen Artikel eindeutig als Regelung der Patrim onialgeriehte 
d a r.147 E d ith  Schneller, Verfasserin der die gesellschaftliche Lage der 
Leibeigenen prüfenden Arbeit , misst dem Artikel 18 eine Ausweitung der 
Freizügigkeit zu .148 Bálint Hóm an schreibt in ähnlicher Weise.149
Als erster griff István Szabó mit jenem Anspruch zu dem unserer­
seits besprochenen Gesetzartikel, in Erschliessung historiographischer 
Vergangenheit ihn in realer Weise auszulegen. Das war die Absicht, der 
jedoch eine zufriedenstellende Lösung nicht folgte.1',° Anhand eines Ver­
gleichs eines Originaltextes des Gesetzes und seiner ersten zwei Ausgaben 
gelangte er zur Feststellung, dass deren W ortlaut im wesentlichen über­
einstimmen, demnach der lateinische Text die einzige Erklärung bietet.
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Nach der Auslegung von István  Szabó lautet der Text ins Deutsche 
übersetzt wie folgt: „Ferner dürfen die Leibeigenen der Landbewohner 
in den Städten und freien O rtschaften des Königs und der Königin, auf 
den Appertinenzien und Besitzungen der K irchenfürsten, Barone und 
Adeligen wegen alter Vergehen weder in ihrer Person, noch in ihrer Habe 
angehalten, mit Beschlag belegt oder verhaftet werden, sondern wenn 
jene offensichtlich W unden. Verletzungen, Totschlag, B randstiftung oder 
sonstige Greuel verübt haben, soll ihrerseits U rteil und Gerechtigkeit 
gesprochen werden, und das entsprechende Urteil und die Gerechtigkeit 
suche jeder Kläger vor deren H erren .“151 Dem entsprechend wollte der 
Artikel nach seiner Auslegung bloss „die Gerichtsinstanz in der 
Person des Gutsherrn des schuldigen Leibeigenen bekräftigen“ ,152 mit 
der er die Leibeigenen der „Regnicola“ au f den Gütern des Königs, der 
Königin, der K irchenfürsten und anderer Adeligen, „im allgemeinen also 
der freien Gespane, die eine to ta le  Strafgewalt ausüben, vor den sie bedro­
henden Verhaftungen schü tz t“.153 Mit dieser Behauptung setzte István  
Szabó voraus, dass auch innerhalb der herrschenden Klasse Schichten­
gegensätze bestehen, deshalb betrachtet er in diesem Gesetz den Schutz 
der Adeligen „den eigenmächtigen Übergriffen der Stärkeren gegen­
über"151 für bewusst. Im Jah re  1351 gestaltete die zunehm ende Stärke 
der Schichte des niedrigen Adels au f gesellschaftlichem Gebiet die inarti- 
kulierung dieses Gesetzes für notwendig.
Das eine Lager der Geschichtsschreiber nahm  in bezug au f die Be­
kräftigung der Gerichtsinstanz die Auffassung von István  Szabó vorweg. 
Mit ihrem Standpunkt bilden sie die Minorität gegenüber jenen bedeuten­
den bürgerlichen H istorikern, laut derer im Artikel von der Freizügigkeit 
des Leibeigenen die Rede ist.
Die Ursache der zweierlei In terpretationen  form ulierte dem Wesen 
nach schon Benedek Virág: Der Artikel handelt vom Lmzug. der W ortlaut 
des Artikels von der Gerichtsinstanz.
Die m arxistische Auslegung lieferten E rik Molnár und György Szé­
kely. Hinsichtlich unseres Gegenstandes verspicht die Auffassung György 
Székely’s, die Prüfung seiner Quellenmaterial-Anwendung den Schlüssel 
zu seinen mit István  Szabó gegensätzlichen Feststellungen, zur E rklärung 
des Artikels 18.
Nach der Meinung von Erik Molnár war die l msiedlung „eine Frage 
der Macht und nicht des R echts“. Seine Auffassung will er mit dem A rti­
kel 18 rechtfertigen, in dem sich die Gutsherren „den abwandern wollen­
d e n  Leibeigenen gegenüber auf deren nicht wiedergutgem achten Ver­
brechen beriefen“. Die Häufigkeit derartiger Fälle w irkte als zwingende 
Kraft au f die Inartiku lation . Den im Artikel 18 enthaltenen R echts­
grundsatz vermochten die Leibeigenen in einer einzigen Art und  Weise zu 
realisieren: „sie entwichen — wenn es ihnen gelang“ .155
Nach György Székely wollte der Artikel 18 „einerseits den unbegrün­
det, zwecks Verhinderung der Abwanderung als Vorwand aufgeworfenen 
Beschuldigungen Vorbeugen“, andererseits „regelt er die gutsherrliehe 
Behörde, das sog. Patrim onialgericht“.156 Seine Auffassung über die Aus-
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legung des Gesetzartikels ergänzte sich nach A blauf von zwei Jahrzehnten 
einigermassen. Demnach ist Artikel 18 die erste schriftlich niedergelegte 
Regelung der Patrim onialgerichtsbarkeit, indem er ..die Gutsbesitzer zur 
l 'rte ilsfa ilung  berechtig te“ , beziehungsweise aussprach, dass ..auch an ­
dere K läger von ihnen ein Urteil verlangen müssen“ , betont jedoch nach 
wie vor. dass das Gesetz dabei eine Zurückhaltung des abzuwandern 
wünschenden Leibeigenen un ter dem Iieehtstitel „verjährter"  Vergehen 
un tersag t.157 Demgegenüber behauptet István Szabó, dass „das Gesetz 
die ’alten T a ten ’ von einem Verfahren überhaupt nicht befreien wollte“ . '58
Von unseren H istorikern war es György Székely, der es unternahm  
zu beweisen, dass unser besprochener Artikel auch die Freizügigkeit be­
rü h rt. Seine Beweise schöpft er aus drei Quellen.
U nter den als bedeutend anzusprechenden zeitgenössischen H istori­
kern macht sich György Székely den zitierten Standpunkt Erik Molnár’s 
zu eigen, sowie auch den von Loránd Szilágyi, der wie folgt lautet: das 
Gesetz wurde geschaffen um jenen Missbrauch Einhalt zu bieten, dass 
die G utsherren den anderw ärts ziehen wollenden Leibeigenen unter ver­
schiedenen Vorwänden zurückhalten.
Székely ist der Meinung, dass es unbegründet sei „jenen l m stand aus­
ser acht zu lassen, dass dieser Gesetzartikel im 16. Jahrhundert mit einem 
Titel versehen wurde, wonach die Leibeigenen wegen eines früheren Ver­
gehens nicht angehalten werden dürfen, wenn sie abwandern wollen“ . 
Ausser dem im Corpus Iuris Hungarici m itgeteilten W ortlaut bezieht er 
keinen anderen in seine U ntersuchungen ein, obgleich er den Sinn des 
Gesetzes erforschen wollte und nicht die später gegeben Titel der Artikel. 
Unserer Ansicht nach wurde die Auslegung im 16. Jahrhundert weitge­
hend vom Bauernkrieg des Jahres 1514 und dessen sehr s t a r k  fühlbaren 
Folgen bestim m t. gerade hinsichtlich der Freizügigkeit. Auch die Bewusst­
seinswelt der H istoriker jener Zeit, der ersten Herausgeber des Gesetzes 
waren von dem allen nicht frei.
Die Widerspiegelung der Hanptzvyc und beginnenden 
Verbreitung der ständischen Onjanisation im (lesetz vom Jahre 7,3-5/
Die Regelung des Besitzrechts
Unseres Erachtens kann die schriftliche Festlegung einer Verbrei­
tung  der ständischen Organisation im Landesausm ass in einigen Artikeln 
des Gesetzes vom Jah re  1351 angetroffen werden. Diese Artikel berühren 
die w irtschaftliche Lage des Adels genauso wie die rechtliche.
Als erstes wollen wir uns mit dem Gesetz der A vitizität befassen. Als 
König Ludwig jeden einzelnen Artikel der Goldenen Bulle vom Jahre 
1222 bekräftigte und diese mit fünfundzwanzig neuen Verfügungen e r­
gänzte, änderte er den Text nur eines einzigen Artikels, und dies ist A rti­
kel 4 der Goldenen Bulle, der gemäss des Gesetzes vom Jah re  1351 wie 
folgt lautet: „Die ohne Hinterlassung von Erben absterbenden Adeligen 
haben das Recht und die Freiheit ihre Besitzungen noch bei Lebzeiten 
und fü r dem Falle ihres Todes der Kirche oder anderen, denen sie es
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wollen zu übergeben oder verm achen, verkaufen oder veräussern“.159 
J)ie geänderte Form  des Gesetzes aus der Zeit Ludwigs besagt „gerade im 
Gegenteil“ , dass „sie überhaupt kein Recht haben sollen solches zu tun , 
sondern ihre G üter mögen dem Recht entsprechend und  gesetzmässig, rein 
und einfach ohne jedweden W iderspruch ihren nächsten  Verwandten, 
Geschlechtern zufallen“.160
István  K atona weist in Berücksichtigung der seinerseits bestim m ten 
Motive des Gesetzes vom Jah re  1351 auf die Ursache einer Änderung des 
Artikels 4 der Goldenen Bulle hin: „Ne vero heredita te  sua per inconsul- 
tam  quorum dam  cognatorum  liberalitatem  fraudaren tur: petierun t simul 
abrogationem  huius articuli IV.“ In dem im Dekret Ludwigs bestim m ten 
Urbschaftsgesetz hält er das für das Vollkommenste, dass „au itica  bona 
ne quidem ecclesiis dari vel legari posse defin iuerit“. E r w agt die A nnah­
me -  un ter Hinweis au f die in diesem Band veröffentlichten U rkunden 
dass „Consensum quidem regium, dum  aliqui bona quaepiam  ecclesiis 
donarunt, etiam  an te  hanc legem ]>eti darique solitum  f u is s e . . .“ , mit 
welcher Behauptung er der Auffassung W erboczy’s w iderspricht, lau t 
welcher: „A nte Ludouiei principis tem póra quilibet baro, magnas nobilis- 
que et possesionatus homo super iuribus suis possesionariis, si etiam  here- 
dibus defecisset p rou t voluit, sine omni consensu regio, liberam  disponen- 
di bábuit facu lta tem “ .161
Laut György Brav haben die Adeligen seit der Goldenen Bulle And­
reas' I I . ohne den König um R at zu bitten , ihre geerbten Güter der Kirche 
oder anderen überlassen. Im Jah re  1351 aber hat der König aufgrund „des 
Prinzips der natürlichen Billigkeit“ diese Frei bet abgeschafft, dam it 
hinkünftig  bei der testam entarischen Aufteilung immer die Geschwister 
berücksichtigt werden ,162
Von den in deutscher Sprache erschienenen Arbeiten verdienen be­
sondere Beachtung die Ausführungen aus der Feder von Ignaz Aurel 
Fessler. Die Motive der Herausgabe des Gesetzes vom Jah re  1351 p rü ­
fend beschreibt er seine besitzrechtliche Theorie zu Ludwigs Zeiten. Nach 
seiner Ansicht geht aus den alten Gesetzen und U rkunden hervor, dass 
die ungarischen — seiner Terminologie gemäss — Prälaten , Barone und H er­
ren weder zu Lebenszeiten, noch für dem Falle ihres Todes eigenm ächtig, 
ohne königlicher Bewilligung über ihre Güter verfügen du rften . Aus 
dem allen ist offensichtlich, dass die Könige Ungarns die von ihnen oder 
ihren Vorgängern verliehenen Güter ste ts  als ihre eigene Domäne betrach­
tetein das heisst, sie sicherten den belohnten Adeligen bloss ein Gut und 
die Nutzmessung, eine freie Verfügung hingegen nicht. Demzufolge kam  
es häufig vor, dass die Könige, selbst wenn sie hierzu der Landesbedarf 
nicht gezwungen hat, ganze Domänen des A dels, ungeachtet der G ültig­
keit fi über ei Donationen und des recht m assigen Besitzes, eigenm ächti- 
gerweise einfach zu ihrem Bedarf verwendeten, und  die weggenommenen 
Güter un ter dem Titel des königlichen R echts -  und nicht aufgrund  der 
Pflicht und des R echts— m it anderen Besitzverl eihungen ersetzten. Ausser 
diesem Recht des Königs erw ähnt er das Gesetz der A vitiz itä t nur mit eini­
gen W orten, un ter Veröffentlichung des W ortlautes des Gesetzes.163
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L aut Benedek Virág verhinderte das Gesetz der A vitizität das freie 
letztwillige Verfügungsrecht des Adels, dieser Artikel wurde also „gegen 
diese F re iheit“1®4 geschaffen.
Die Bewusstseinswelt und der politische Geist seiner Zeit bewegten 
den Verfasser des im R eform zeitalter erschienen Werkes, Mihály H orváth, 
zur A usgestaltung von Ansichten, die von den bisherigen grundlegend 
abweichen. Bei Erforschung der Wurzeln der entstandenen Probleme in 
der Vergangenheit unterzieht er unseren erörterten  G esetzartikel— gleich­
sam  als Hervorrufer des Übels — einer strengen Kritik. E rs te llt  fest, 
dass „Ludwig in diesem Gesetz das Leibeigenenprinzip nicht in seiner 
ganzen Strenge angewandt hat, daher das Ziel, das er sich gesetzt hat. 
eine Verhinderung der Verarm ung der adeligen Familien und der sich 
daraus au f das Kriegswesen ergebenden Schäden, nicht erreicht hat. 
Nach Mihály H orváth wäre nämlich „hierzu noch die Unteilbarkeit der 
G üter und  die Erbfolge des Erstgeborenen nötig gewesen“ . Die Avitizität 
war demnach ohne E rklärung des Vorrechts des Erstgeborenen ein un­
zulänglicher Schutz gegen den Schwund des Besitzes. Auch dies ist — ge­
genüber der vollständigeren westlichen Form des Feudalismus -  ein 
Zeichen des rascheren, nicht völlig ausgebauten Charakters des Feudalis­
mus in Ungarn, gewissermassen dessen Verkümmert heit. Die im Zeit­
geist entstandene Endkonklusion hat einen traurigen Ausklang: „Die 
Avitizität trug  im Falle eines Ablebens ohne Hinterlassung von Nach­
kommen lediglich dem König einen N utzen, den Adel beschränkte sie 
nutzlos in seiner F reiheit, das Gewebe und den Handel fesselte sie bis in 
unsere Z eit“ .1®5
László Szalay greift m it der gewandten Hand des wohlinformierten 
R echtsgelehrten zum Them a, indem er die Motive der Modifizierung des 
G esetzartikels 4 vom Jah re  1222 zu erforschen sucht. Dies will er nicht 
nu r durch einen Vergleich des Textes vom Jah re  1222 mit jenem u im  
Ja h re  1351 erreichen, er untersucht vielmehr die Änderungen der gesetz­
lichen Erbfolge in ihrer historischen Entwicklung. In seinen Prüfungs­
bereich werden vier Gesetzartikel einbezogen: der von Andreas I I . e r­
lassenen Gesetzartikel 4 vom Jah re  1222, der Gesetzartikel 0 vom Jah re  
1267 aus der Regierungszeit von Béla IV .. der zur Zeit Andreas 111. kodi­
fizierte Gesetzartike! 26 vom Jah re  1291 und natürlich das A vitizitäts- 
gesetz vom Jah re  1351.180 Die gesetzhistorische Zentriertheit seiner Analy­
se wurde von jenen H istorikern inspiriert, laut denen Béla I \  . in Punkt 6 
seines Gesetzes vom Jah re  1267 den P unkt 4 des Gesetzes Jah re  1222 ab ­
geändert ha t, und den ersteren „nicht als einen gegen die Aneignungen 
des königlichen Fiskus und des Hochadels, sondern gegen das freie Ver­
fügungsrecht erbrachten betrachten. “ Demgegenüber erübrigt sich laut 
Szalav eine Herm eneutik des fraglichen Artikels, indem Andreas 111. das 
freie Verfügungsrecht der ohne Erben Verstorbenen in seinem Gesetz vom 
Jah re  1291 bestätigt ha t. Dies diente eindeutig den Interessen der K irche 
und „diese Verfügung des heiligen Königs (nämlich Stephans 1. (wollte 
Ludwig im Interesse der Familien ausser K raft setzen“ .16'
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E r be trach te t die Schaffung des Gesetzes für eine W ohltat des K ö­
nigs: „Ludwig führte  diese Änderungen im Interesse der Fam ilien, der 
Geschlechter ein, die er au f einer tunlichst m ächtigen Grundlage orga­
nisieren wollte, da die K riegskraft des Landes, die früher au f der Fest ungs­
s tru k tu r beruhte, nun au f der B anderialstruktur aufgebaut w ar,108 deren 
grösseren Teil die Brigaden der bedeutenderen Geschlechter ausm ach­
te n .“169
Antal Pór hält die Änderung des Artikels 4 der Goldenen Bulle fűi­
den wichtigsten Artikel un ter den Verfügungen vom Jah re  1351: „Die 
beiden obigen Gesetze w idersprachen wohl den alten ungarischen I n ­
stitu tionen  und Gebräuchen, doch entsprachen sie so sehr dem Zeitgeist, 
dass sie ohne W iderstand angenommen w urden“.170
József Illés erblickt in diesem bedeutenden Gesetzartikel von der 
M itte des 14. Jah rhunderts  die Vollendung des im 13. Jah rh u n d ert be­
gonnenen Prozesses, des Feudalism us, „die an den Boden gebundene 
Aufteilung des staatlichen Lebens, als er durch die Feststellung der Aviti- 
z itä t seine rechtliche Form ulierung fand“.171
Laut Ignác Acsádv gewann die bis dahin nur als Gewohnheitsrecht 
bestehende A vitizität eine rechtliche Grundlage. Dieser Gesetzartikel 
rich tete  sich hauptsächlich gegen die K irche.172
Die K onzeption von Äkos Timon widerspiegelt getreu die Auffas­
sung der zeitgenössischen Rechtshistoriker, daher halten wir es im ganzen 
genommen für richtig seine Zeilen über die A vitizität zu zitieren: „Das 
Gebiet des Landes ist das Gebiet der heiligen Krone, das in seiner Gänze 
un ter der H errschaft der heiligen Krone steh t, die königlichen E inkünfte 
sind E inkünfte der heiligen K rone (bona vel peeulia Sac-rae Regni Coro- 
nae) und so lange die durch Ludwig den Grossen eingeführte A vitizitäts- 
besitzordnung bestanden hat, ging jedes freie B esitzrecht von der Krone, 
als Wurzel aus. die heilige K rone ist die Wurzel jedes Besitzrechtes (radix 
om nium  possessionum) und  wenn das Geschlecht des D onatars ausgestor­
ben war, fiel es an die heilige K rone zurück .“173
Auch gemäss Bódog Schiller stellt die A vitizität die schriftliche F est­
legung des bestehenden Gewohnheitsrechts dar. Nach dem A usterben im 
M annesstamm fällt der Besitz an die heilige Krone zurück .171
Sándor Márki weist in seiner Arbeit über das M ittelalter bloss m it 
einem halben Satz darau f hin. dass Ludwig „durch E inführung der A viti­
z itä t einen an den Boden gebundenen Hochadel . . . schuf.“175
István  Rugón falvi Kiss befasst sich in seiner Studie eingehend mit 
dem Avitizitätsgesetz. Trotz seiner anscheinenden O bjektiv ität und 
Gründlichkeit sind seiner Analyse Selmánkén gestellt. Bei Prüfung der 
Ursachen, die zur Inartikulierung der A vitizität führten , folgert er nur 
aus oberflächlichen Erscheinungen auf die Motive. Demnach war Ludwig 
„nicht von grossen Reformideen geleitet: er kam  einfach dem Wunsch 
des Adels im vollen Umfang nach“.178 Ähnlich wie László Szalay bietet 
er eine geschichtliche Analyse der Gesetze, die sich mit der Besitzerbfolge 
befassen. Anhand einer Prüfung der Folgen des Artikels 4 vom Jah re  1222 
m alt Rugonfalvi Kiss ein verhältnism ässig authentisches Bild über die
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in der gesellschaftlichen S truk tu r vollzogenen Veränderungen. E r berich­
te t über die Zunahme des Gewichts <ler Macht des kirchlichen und w elt­
lichen Grossgrundbesitzes, das die „K onservierung“ der Klein- und .Mit­
telgüter zur Folge hatte , da dies „für die grosse Menge des Adels zur Le­
bensfrage w urde“.177 Die Befriedigung dieses Anspruchs hätte  nach 
Rugonfalvi Kiss im Falle einer praktischen Verwirklichung des freien 
Verfügungsrechtes nicht erfolgen können, da dies mit dem Konsens der 
Kol lateral verwandten nicht vereinbar ist. Der Gegensatz musste auf dem 
Gesetzgebungsweg ausgeglichen werden. Das Gesetz vom Jah re  1267 
löste dieses Problem, indem es besagt, dass „die G üter der ohne Erben 
verstorbenen Adeligen ’non d istrahan tu r nulli donentur, nulli conferantur, 
nulli perpetuen tur’, sondern einstweilen von den Mitgliedern des Ge­
schlechts in Verwahrung genommen werden sollen, bis sie der König vor 
sich zitiert und nach Anhören seiner Barone (. . . nur weltliche . .  .) e n t­
scheidet“ . Demnach können wir uns mit der Feststellung unseres Ver­
fassers einverstanden erklären: „was wir un ter Avitizität verstehen, das 
verkörperte sich im Gesetz Bela’s IV. vom Jah re  1267.“ Die bisherigen 
Ausführungen unseres Geschichtsschreibers entsprechen den Tatsachen, 
doch m utet es überraschend an, dass er sich unter den Merkmalen der 
A vitizität zur Zeit Ludwigs I. im Falle des Heimfalls der Besitzung eines 
ohne Erben verstorbenen Adeligen auf das Entscheidungsrecht des Königs 
und seiner Barone beruft, und dam it die Abhängigkeit des Besitzes vom 
König nachweisen will. In W irklichkeit wurde diesbezüglich zur Zeit L ud­
wigs I. und  im Gesetz vom Jah re  1351 keinerlei Vorkehrung getroffen. 
Es ergibt sich also berechtigt die Frage, warum  blieb der zitierte Artikel 
des Gesetzes vom Ja h re  1267 unter Ludwig I. in Gültigkeit, wo dieser 
schon früher, unter Andreas I II . ausser K raft gesetzt wurde, und in sei­
nem Gesetz auch Ludwig selbst nicht wieder darau f zurückgekehrt ist '? 
Anhand seiner Analyse übt er über die entsprechende Verfügung des Ge­
setzes vom Jah re  i3o 1 eine niederschm etternde K ritik , wonach diese 
„sehr übereilt und unvollkom m en“ ist, nicht bloss die gründliche Um­
sicht übergeht, sondern auch ein „falsches” Z ita t an fü h rt.178 Die Goldene 
Bulle spricht nur im allgemeinen von dem Verfügungsrecht des Adels 
über seine Besitzungen, sie erwähnt jedoch nicht die zu Gunsten der K ir­
che erfolgenden Verkäufe, Schenkungen und Testam entserrichtungen. 
Das „falsche“ Z itat stim m t mit dem Text des Gesetzes Andreas I. vom 
Ja h re  1290 überein. Der ohne Erben „deeendens propinquis suis, aut ali- 
cui propinquurum , s e u  uxori vel eciam ecclesiis pro remetuo ammae suae 
legare in m orte, vel conferre in v ita  cuicunque voluerit, liberam  habeat 
facu lta tem “. Demnach wurde Artikel IV der Goldenen Bulle zur Zeit 
der Anjou’s im Geiste des Gesetzes von Andreas I I I .  ausgelegt. Die Än­
derung vom Jah re  1351 „war gegen das Vermögen der Kirche, der toten 
Hand gerich tet“. Der politische Einfluss der Kirchenfürsten konnte um 
die M itte des 14. Jah rhunderts  — nicht zum allzugrossen Gefallen L ud­
wigs I. — durch die Verhinderung einer weiteren Bereicherung, durch 
Bekräftigung der A vitizität verm indert werden, womit der klein- und 
m ittelbegüterte Adel konserviert wurde.179 Rugonfalvi Kiss ahnte etwas
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von der beginnenden ständischen U m gestaltung, die au f gesellschaftli­
chem  und w irtschaftlichem  Gebiet im zunehm enden Geltendwerden des 
niedrigen Adels in Erscheinung tra t.
Der Untersuchungsbereich weitete sich in diesem Them a sehr breit 
aus. Bisher nahm  jedoch der Verfasser keiner einzigen Studie Notiz davon, 
dass im ungarischen Recht ein Unterschied zwischen der «aducitas, fis- 
calitas und aviticitas besteh t.180 József Holub unterscheidet in seiner 
S tudie über den U rsprung der Grundbesitze die Stamm - und die E rrun ­
genschaftsbesitzform . Der Stam m besitz war ein Geschlechts-, Fam ilien­
vermögen, über das der Besitzer weder zu Lebzeiten, noch für den Falle 
seines Ablebens verfügen konnte. Das Avitizitätsgesetz b e tra f  also diese 
Besitzform .181
Antal M urarik begann die Untersuchung der A vitizität in seiner 
rechtshistorischen Arbeit auf den Spuren von Ferenc E ckhart, gelang je­
doch zu einer abweichenden Schlussfolgerung. E r m acht einen U n ter­
schied zwischen ererbtem  und erworbenem Besitz, wobei er sich auf 
unsere Gesetze aus «len Jah ren  1207 und 1291 beruft, die — nach seinen 
Term ini — zwischen den „possessiones hereditates“ und den ..em ptiae 
vel accjuisitae“ zwecks A ufrechterhaltung des E rbrechtes des Fiskus eine 
Zäsur ziehen. Dies hing ste ts vom Verhältnis zwischen dem Herrscher 
und seinen U ntertanen ab. Die Ursache der Abänderung des G esetzar­
tikels 4 vom Jah re  1222 im Jah re  1351 ist in diesem veränderten Verhält­
nis zu suchen. Die Goldene Bulle bekräftigte König Ludwig au f  Ersuchen 
der Stände, jedoch ..Hess er durch die Bestätigung eines alten Gesetzes 
keine Bresche an einem solchen Punkt zu, wo der Angriff die königlichen 
Rechte nicht betraf, wo aber vielleicht später die Stände unter dein T itel 
der dekretalen Form ulierung eines nicht bestehenden Ständerechts, nicht 
un ter einem neuen R echtstitel, sondern au f altbegründetem  Recht Rechts­
ansprüche erheben könnten“-182
Bálint Hóm an prüft die Gestaltung des E rbrechtes seit den Verfügun­
gen Stephans 1. und Kolomans. Die den Besitzformen entsprechende Eri>- 
folge gestaltete  sich in dreierlei Weisen: -  über den erworbenen Be­
sitz konnte der E igentüm er frei verfügen; — der ererbte Besitz (der ein­
stige Lagerort) vererbte sich dem blutmässigen Rechtsgebrauch der Aviti­
zität entsprechend im Geschlecht des ersten Besitzers; -  der Donations­
besitz („des Lehenscharakters“) ging auf die männlichen Nachkommen in 
gerader Linie, die Brüder des Besitzers und au f deren m ännliche N ach­
kommen über, in Ermangelung solcher fiel es an den König zurück. Lud­
wig 1. anerkannte die Geschlechtserbfolge, das heisst die D\irchsetzung 
des Prinzips der A vitizität, er vereinheitlichte also das E rbrecht. Im In ­
teresse einer konsequenten Verwirklichung der einheitlichen Erbfolge 
aber ste tig te  er „die ehedem nur sporadisch in Erscheinung tre tende 
Rechtsgew ohnheit“ der P räfek tion .183
Die Auslegung Ferenc E ck h art’s stim m t in ihren Einzelheiten mit 
jener von István  Rugonfalvi Kiss überein. Ludwig ging demnach dem 
Gewohnheitsrecht entsprechend vor, als er das Erbrecht des Geschlechts 
betonte. U ber das Rückfallsrecht des Königs im Falle des Aussterbens
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des Geschlec htes enthält das Gesetz keine Verfügungen, da  dies durch die 
Gewohnheit an sich bereits geregelt war, wie solches aus den Urkunden 
her vorgeht.181
Erik Molnár lässt das Gewohnheitsrecht ausser acht . Seiner Meinung 
nach ist die Anerkennung der A vitizität ,,ein Beweis des Zuriickweichens 
der königlichen Gew alt“ ,183 indem dieses Gesetz vom Rückfall des Stam m ­
besitzes au f den König in Erm angelung eines männlichen Erben nichts 
erw ähnt. Tatsächlich wird ein Rückfall au f den König nicht erw ähnt, 
doch folgt daraus nicht, dass der König auf dieses Recht verzichtet hätte . 
Die erste m arxistische Bearbeitung gelangte au f diesem Gebiet zu über­
triebenen Folgerungen.
Die In terp re ta tion  György Szckely’s erfasst bündig das Wesentliche: 
die Institution der A vitizität schützte das Eigentum srecht der adeligen 
Familie einer Veräusserung des Besitzes gegenüber.180
Regelung der Rechtslage des Adels
In der Reihenfolge der W ichtigkeit muss die Regelung der Rechtslage 
des Adels, wegen ihrer gesellschaftsgeschichtlichen Bedeutung, un ter 
den im Jah re  1351 erbrachten Verfügungen unbedingt zu den wichtigs 
stengezählt werden.
Die einander widersprechenden Ansichten hinsichtlich der Ausle­
gung des Gesetzartikels I I 187 ergaben sich hauptsächlich daraus, dass 
die eine Gruppe der Geschichtswissenschaftler den Artikel an sich, die 
andere Gruppe hingegen im Zusammenhang mit dem Artikel 12,8B unter 
die Lupe genommen hat. Ausgangspunkt der abweichenden Ansichten 
war im wesentlichen diese Prüfungsmethode.
Die erste bedeutendere In terp re ta tion  des Artikels 11 stam m t aus 
der Feder von György Prav, der dem Gesetzartikel eine ..pädagogische“ 
Tendenz, eine Belohnungsabsicht und  einen Ansporn zum H eldentum  
beimisst. Der König wollte dies alles dadurch erreichen, dass er die ver­
schiedenen Stufen der un ter der Bezeichnung ..nobilium“ Registrierten 
mit den gleichen Rechten ausgestattet und sie von jeder Last befreit 
hat, mit Ausnahme des .Militärdienstes.189
Engel untersucht den Gesetzartikel 11 in Zusammenhang mit dem 
Artikel 12. Von dieser Zeit an — schreibt er — genoss in Ungarn jeder 
Adelige die gleichen Freiheitsrechte, und  zählt die aus dem Artikel 12 
bekannten Landesteile auf.190 Unter den gleichen Freiheitsrechten führt 
er ausschliesslich die einheit liche Ausdehnung des Kam eralnutzens s ta tt 
der bisher üblichen sonstigen Steuerform an.
Ignaz Aurel Fessler meint, Ludwig habe den gesam ten Adel Ungarns 
hinsichtlich der persönlichen Rechte und Vorrechte völlig gleichrangig 
gestaltet. Die m achthaberischen Oligarchen unterdrückten zur Regie­
rungszeit von Karl Robert und später bis 1351 unter Ludwig den ärmeren 
Adel, und Ludwig war bestrebt die dadurch entstandenen Unterschiede 
auf dem Wege der Gesetzgebung auszugleichen. In  der Folge erhielten 
alle, denen ein Adelsrang verliehen wurde, die gleichen Rechte, die den
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ältesten Adeligen Ungarns die ersten Könige verliehen haben. Mit dem 
Gesetz vom Jah re  1351 tra t  jedoch eine W endung in den herkömmlichen 
Verleihungen ein, indem solche T itel wie barones, proceres, nohiles nicht 
mehr die einzelnen Stufen des Adelsranges bezeichneten, sondern bloss 
die verschiedenen Am tsverhältnisse, hohe W ürden bei Hof. Reichwürden, 
Komit atsgrafen und Kom itatsaclelige.m
Eine ähnlich ausführliche In terp re ta tion  des Gesetzes liess in der 
geschichtlichen L ite ra tu r lange au f sich w arten. Ézsaiás Buday erw ähnt 
nur w ortkarg, dass ..bis Ludwig zwischen dem höheren und dem niedri­
geren Adel ein U nterschied bestanden h a t“. Die Differenzierung dieser 
beiden Schichten des Adels brachte der m ilitärische Gesichtspunkt zu ­
stande. Die „Servientes Regis“ leisteten un ter der Fahne des Königs .Mili­
tärd ienst, die „Jobbagiones Castri und l dvarnici bängten sich u n te r der 
Führung des „comes paroehianus (Obergespan)“ den Säbel um. Die AIit- 
glieder der oberen Schichte waren die „richtigen Adeligen“, die W ürden 
und Äm ter innehatten, während die ganze Freiheit ihrer Standesgenossen 
niedrigeren Ranges darin bestanden hat. „dass sie dem König keinen ande­
ren Dienst leisteten, ausser dem M ilitärdienst“.192
Benedek Virág greift auf den Gedankengang P ray’s zurück, und lässt 
sich hei Zitieren des \\ o rtlau tes des gesetzes auch in philologische Erklä­
rungen ein. „D arin sind wir den Bitten der Adeligen nachgekommen, 
dass in unserem Lande sämtliche wirklichen Adeligen, selbst auch auf 
den fürstlichen Besitzungen, die gleiche Freiheit besitzen“ — zitiert er 
in ungarischer Sprache und veröffent licht auch einen, seinerseits für feh­
lerhaft erachteten lateinischen Textteil, der abweichende In terpreta tionen  
ermöglicht: „Multi ex Odvornicis, et aliis conditonariis Curiae ad diversas 
servitu tes adstricti, sunt exemti, et in coetum regni H ungáriáé Nobili um 
aggregati . liier handelt es sich nicht um „m ulti“, sondern um  „universi 
Nobiles“. Er bestie itet die Richtigkeit der Aufassung P ray ’s, weil es u n ­
glaubwürdig is t , „dass Ludwig diese alle gleichzeitig geadelt h ä tte “ . Um 
seine eigene Ansicht zu unterm auern beruft er sich au f Kovachich: „Tes­
tam en. <|UO Jobagiones castri ceteris regni Nobilibus per Ludovicum  I. 
R. non esse exaéquatos . . . “m
In der Geschichtsliteratur weiterforschend finden wir bis zur zusam ­
menfassenden Arbeit von László Szalay keine In terp re ta tion  des Artikels
11. Szalay weist auf jene Verfügung des Königs K arl Robert hin. mit der 
er dem niedrigeren Adel eine Steuerpflicht auferlegte. König Ludwig 
änderte  jedoch im Artikel 11 vom Jahre  1351 diese Massnahme seines 
\  aters. Szalay versteht unter der Freiheit des Adels seine Steuerfreiheit 
und will die R ichtigkeit seiner Behauptung mit einer Urkunde aus dem 
Jah re  1366 nachweisen, in der sich der König darau f beruft, dass er die 
Adeligen vom Kam eralnutzen befreit, also ihre Freiheit gesichert h a t.194
Antal Pór warf in Fortsetzung der Gedankenreihe íjászló Szalay’s 
aufs Papier, dass „die im Jah re  1351 entstandene Steuerfreiheit des 
Adels“ ,1®3 und zitiert den Artikel 11.
Der erste Geschichtsschreiber, der im Gegensatz zu den oberflächlichen 
Ausführungen -  wie weiter oben besprochen — das Wesen des Artikels 11
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ahn te  und  diesen als „Form ulierung“ des Adelsstandes aufgefasst hat. 
ist Ignác Acsády. Zur Zeit Ludwigs „gemessen alle Adeligen des Landes 
ein und  dieselbe Freiheit, obwohl die E inheit des Adelsstandes durch die 
in der Beschäftigung, besonders aber in den Vermögensverhältnissen 
verborgenen Unterschiede von Anfang an gestört w urde.“190
Bálint H óm an erwähnt un ter den vereinheitlichenden Vorrechten 
des Adels an erster Stelle die A vitiz itä t, an zweiter die Einführung der 
einheitlichen Steuerlast, die es erm öglichten, dass „die zwischen den Gren­
zen des Landes wohnenden Adeligen, sogar die. die in den innerhalb der 
Landesgrenzen liegenden herzoglichen Provinzen leben, ausnahmslos 
die gleiche Freiheit gemessen“. Hóm an untersucht die wichtigsten Be­
standteile der Adelsfreiheit zur M itte des 14. Jahrhunderts. Es lohnt sich 
seine sowohl ¿n gesellschafts- wie auch in rechtsgeschichtlicher Hinsicht 
beachtensw erten Ausführungen un ter die Lupe zu nehmen, dadurch 
wird es uns nämlich klar, was in der Konzeption der Geistesgeschichtler 
der Begriff „sub una et eadem libertate  g ratu len tu r“ um fasst. Zuerst 
schreibt er über das Recht der persönlichen Freiheit, demnach es ver­
boten war einen Adeligen ohne ordnungsgemässe Vorladung. Verfahren 
und gesetzlichem U rteil in H aft zu nehmen. Zweitens erwähnt er die 
Im m unitä t, das heisst die U nm ittelbarkeit der U ntertanen, die Adeligen 
durften  nämlich nur vor dem König oder vor den in seiner Gestalt rech t- 
sprechenden hohen R ichtern gerichtlich belangt werden. Diese beiden 
Freiheitsrechte werden im Gesetz vom Jah re  1351 wohl nicht berührt, 
doch waren sie im Gewohnheitsrecht und  in den früheren Gesetzen gül­
tig. H ierher zähltet- noch das Eigentum srecht des Gutsherren, aufgrund 
dessen er sämtliche E inkünfte und den gesamten Nutzen des G rund­
besitzes frei genoss.
Das Gesetz vom Jah re  1351 regelt und bestim m t das einheitliche 
Erbrecht der Adeligen, die vollständige Steuerfreiheit (eine Kollekte 
zahlten  sie nicht, und un ter Ludwig begann auch ihre Befreiung von den 
öffentlichen Abgaben, die von Gebühren zu Steuern umgewandelt wurden), 
und die „im Grundsatz der una et eadem libertás form ulierte vollkommene 
Rechtsgleichheit“. Hóm an betrachtet diese Regelung für ein abschliessen­
des Moment der zu Beginn des 13 Jah rhunderts  begonnenen gesellschaft­
lichen U m gestaltung, immerhin betont er, „dass sie die zwischen den 
verschiedenen Schichten des besitzenden Adals bestehenden gesellschaft­
lichen Unterschiede . . . keineswegs beseitigt h a t“ .197 Mit dieser Nuance 
eines Vorbehalts legt er also in seinem W erk aus, dass der Gesetzartikel 
11 die völlige Rechtsgleichheit der Adeligen ausspricht.
Einen gegensätzlichen S tandpunkt nimmt Ferenc E ckhart ein. Er 
ist der Ansicht, dass der Gesetzartikel 11 vom Jah re  1351 die Rechte des 
Adelsstandes in der From geregelt hat, dass er den Adel jenseits der Drau 
und  in Slawoniwn von der E nteichtung der M arderfellsteuer befreit hat 
und  „somit ihn dem ungarischen Adel gleichstellte“ . Im  Endergebnis ist 
dies die K rönung jenes Prozesses, dessen Beginn durch das Privileg vom 
Jah re  1324 gekennzeichnet ist, in dem „das Recht des sich im M utterland 
entw ickelten Adelsstandes auch au f Siebenbürgen ausgedehnt w urde“ .
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„das Bestreben alle diese E lem ente zu verschm elzen“ war sowohl beim 
König wie auch beim Adel erkennbar. D em entsprechend zitiert E ckhart 
die Übersetzung des Gesetzartikels in ungarischer Sprache: „säm tliche, 
zwischen den Grenzen des Landes lebenden Adeligen, auch die in den 
herzoglichen Provinzen innerhalb unserer Landesgrenzen, mögen sich 
der gleichen Freiheit erfreuen“ . In  der Auffassung Ferenc E ckhart’s 
wollte demnach das Gesetz nicht die Id en titä t der Freiheit des H ocha­
riels und  des niedrigen Adels betonen, sondern die Gleichheit des Adels 
aller au f dem Gebiet des Ungarischen Reiches lebenden Freien“.198
Die bedeutende Gestalt der m arxistischen Geschichtsschreibung, 
E rik  Molnár legt im Zusam m enhang mit dieser Frage als erster jene 
A nschauung dar, zu der sich ein Grossteil unserer Gescichtswissenschaft- 
ler — allerdings von Gegenmeinungen begleitet — bis heute bekenn t.199 
Dem nach war der König au f die U nterstützung des niedrigen Adels ange 
wiesen, deshalb s ta tte te  er den siebenbürgischen und den slawonischen 
Adel mit den Rechten der königlichen Servienten aus, „die Servienten 
hingegen erhob er in den S tatus der Grossgrundbesitzer“. „Die in der 
Bezeichnung der königlichen Servienten in der zweiten H älfte  des 13. 
Jah rh u n d erts  erfolgte Änderung war der Vorbote“ der gesetzlichen Fest­
legung au f gesellschaftlicher Ebene. Von da an wurden sie „Adelige“ 
genannt, die Grossgrundbesitzer hingegen titu lie rte  sich selbst als Barone, 
im  Sinne der auch im Gesetz festgelegten rechtlichen Sanktionierung der 
gesellschaftlichen Änderung „gemessen — seit 1351 — alle Adeligen des 
Landes die gleichen Rechte (una et eadem libertás)“ , das heisst, dass die 
herrschende Klasse rechtlich „ohne Rücksicht au f den Vermögensunter - 
schied doch einheitlich wurde, sie nahm die Rechtsgestalt des A delsstan­
des (universitas nobilium) a n “.200
Zu Beginn der sechziger Jah re  erreichte unsere Geschichtsschreibung 
jene Ebene, wo sie au f gründliche Quellenverarbeitungen aufgebaute 
Synthesen zu produzieren verm ochte. Von diesen wollen wir an erster 
Stelle das U niversitätslehrbuch erwähnen, in das über unser behandeltes 
I liema György Székely schrieb. Dieses Lehrbuch ist der U niversitäts­
lehrstoff jener Professoren, die das historische Bewusstsein der jungen 
G eneration gestalten, und auch unsere jungen H istoriker wurden durch 
jenes angespornt, daher müssen wir mit seiner bedeutenden W irkungs­
kraft rechnen.201
Die Herausgeber der als organische Ergänzung des U niversitäts­
lehrbuches dienenden Textsam m iung heben hervor, dass es sich im Gesetz 
vom Jah re  1351 „nicht um die Gleichberechtigung der Barone Adeligen 
handelt, sondern dass das Gesetz die Gleichberechtigung der jenseits 
der Drau und in Slawonien lebenden Adeligen mit dem Adel U ngarns 
aussprich t, „durch die Aufhebung der als Brevier des Banus bezeichneten, 
ehedem ihrerseits gezahlten S teuer“.202
Davon wird im Gesetz tatsächlich keine Erw ähnung getan, dass die 
Adeligen und die Barone zukünftig gleichrangig wären, doch bezeichnet 
die „una et eadem libertás“ unseres E rachtens unbedingt die gleichen 
Freiheitsrechte, die Gleichberechtigung hinsichtlich der persönlichen
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F reiheit, der gleichen Rechtsstellung, der erblichen Vorrechte des 
Adels.
Ü ber die wesentlichsten Artikel bot uns die Geschichtswissenschaft 
so viel. Allerdings befasste sieh das Gesetz auch m it der Zollfrage, und 
— um den dem Adel zuerkannten Begünstigungen die Waage zu halten — 
vergass m an auch die E inführung von Vorkehrungen nicht, die berufen 
waren die königliche Gewalt und den S taatsappara t zu kräftigen. An dieser 
Stelle wollen wir uns mit diesen Artikeln, in A nbetracht der geringen 
Zahl einer diesbezüglichen L ite ra tu r und der Umfangsbegrenzung — nicht 
beschäftigen.
Die Stelle den Gesetzes vom Jahre 1351 im  Europa jener Zeit.
Wenn wir nach universalgeschichtlichen Analogien forschen, finden 
wir sowohl in Ost- wie auch in W esteuropa ähnliche Beispiele der Gesetz­
gebung jenes Zeitalters, freilich widerspiegeln auch die er wähnten Ge­
setze die entsprechende Ebene der gegebenen wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Ent Wicklung.
Am nächsten steht uns die polnische und die tschechische Entw ick­
lung. In Polen wurden zur Regierungszeit von K asim ir I I I . im Jah re  
1347 für Klein- und Grosspolen besondere S tatu ten  ausgearbeitet, die 
in einer ähnlichen Weise wie das ungarische Gesetz von Jah re  1351 die 
Freizügigkeit der Leibeigenen, das gegenseitige V erhältnis der Stände 
untereinander und die Frage der Gericht sbarkeit regelten.203
König Karl I. von Böhmen (als Karl IV. K aiser des Römischen 
Reiches D eutscher Nat ion) versuchte im Jah re  1356 ebenfalls eine Verein­
heitlichung der feudalen Gesetzgebung in Böhmen durchzuführen.201 
ln  seiner in Deutschland gleichzeitig erlassenen Goldenen Bulle s ta tte te  
er die Fürsten mit einer Souveränität aus, das heisst, sie erhielten auf 
ihren Besitzungen die Rechte der G eriehstbarkeit, der Zolleinhebung 
und das M ünzrecht, sowie das Bergregal.205
U nter anderen Bedingungen und Verhältnissen erliess der franzö- 
sic-hc König Karl die sog. „grosse M ärzordonnance“, durch die die Regie­
rungsgewalt tatsächlich dem Ständerat zufiel.200
In England wollte die zur Regierungszeit des Königs E duard I I I .  
erlassene Ordinance den infolge der Pestepidemien in den Jahren  1348 — 
—1340 eingetretenen Arbeitskräftem angel beheben. Dieser folgten in 
den Jahren 1351 und 1361 S ta tu ten , die den ihre Arbeitgeber verlassen­
den Arbeitern strenge Sanktionen auferlegten.207
Die Analogien des ungarischen Gesetzes vom Jah re  1351 sind — je 
nach dem unterschiedlichen Entwicklungsgrad — in den genannten 
Ländern anzutreffen, es ist demnach nicht einzig dastehend in Europa. 
Infolge seiner W irkung geisterte es in Ungarn bis zur Zeit der bürger­
lichen U mgestaltung.
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schreiber jedoch liu rm it V orbehalt. Seine Publikationsserie M agyar Századok (U nga­
rische Jah rhunderte ), Buda. 1816 (im w eiteren: Virág) ist eine einzigartige, lonebswer- 
te  In itia tive , in  der m it einem bestmöglichen E ifer das W esen der Quellen erschlossen 
hat. ü b e r  einzelne A rtikel des D ekrets vom Jah re  1351 w agte er solche Bemerkungen, 
zu tu n , die den K eim  der Konzeptionen späterer bedeutenden H istoriker enthalten .
22 A uf die ungarische Geschichtsschreibung w artete in den 1840er Jah ren , nach Erschei­
nen der Q uellenpublikationen und der H erausgabe m ehr oder m inder erfolgreicher 
historischer zusam m enfassenden A rbeiten eine ernste Aufgabe: die Geschichte U ngarns 
einem N iveau entsprechend zu verarbeiten , das der zeitgenössischen bürgerlichen 
W issenschaftlichkeit entsprach. Diesem A nspruch gelang es als erster M ih á ly  H orváth  
(1809 — 1878) nachzukom m en. Das Gesetz, bew ertete er — wie wir hierauf hingewiesen 
haben — nicht von den zeitgenössischen V erhältnissen ausgehend, sondern aufgrund 
seiner Folgen und A uswirkungen im R eform zeitalter; seine Bewertung ist eindeutig  
negativ.
H orvá th , II .: A m agyarok tö rténete . A vegyes házakból szárm azott királyok alatt 
1301 — 1526 (Geschichte der U ngarn. U nter den Königen aus verschiedenen Häusern 
1301 — 1526). P ápa , 1842. S. 45. Im w eiteren: H orváth , 1842.
23 L á szló  S za la g  (1S13 — 1864). Sein zusam m enfassendes W erk ist für uns wegen d e r  
G ründlichkeit der reehtsgeschichtliehen Beziehungen w esentlich In der M ethode d e r  
Geschichtsschreibung überholte er M ihály H orváth  durch die D arstellung der Gesell­
schaftsentw icklung und einer K lärung der öffentlich-rechtlichen Begriffe, die eines 
Ju ris ten  w ürdig ist. Sein H aupt bestreben w ar die selbständige, innere E ntw icklung 
der ungarischen Verfassung nachzuweisen und d am it die G esetzwidrigkeit des öster­
reichischen A bsolutism us darzulegen. G etreu seiner juristischen Bildung befasste er 
sich auch deshalb tiefgehend m it den Ergebnissen unserer Gesetzgebung. H ier befassen 
wir uns m it der zweiten, erw eiterten  Ausgabe seines W erkes M agyarország tö rténete  
(Geschichte U ngarns), Buch V I I —X —X L  Pest, 1861. Im  w eiteren: Szalay.
21 Szalay, S. 203.
25 Szalay erinnerte sich der Zeit Ludwigs „des Grossen“ indem er sich im Gedankenkreis 
des ungarischen G rossm achtswahns bewegte.
28 A n ta l  P ó r  (1834— 1911) w ar zu seiner Zeit der berufenste Sachverständige des Zeit­
alters der A njou’s. Den Grossteil seines Lebens opferte  er der Erforschung der unga­
rischen G eschichte im 14. Jah rh u n d ert. Die T atsachen verw endete er voreingenom­
m en, dem  ungarischen Reichsgedanken entsprechend, im D ienste seiner eigenen, na­
tionalistisch gefärbten  K onzeption.
V erwendete A rbeiten: N agy L ajos 1326 — 1382 (Ludwig der Grosse 1326 — 1382). B uda­
pest, 1892. (M agyar T örténeti É letrajzok). Im weiteren: Pór, 1892.
B á r , A .  — S c h ö n h err, O y.: Az Anjou ház és örökösei (Das H aus A njou und seine Űrben) 
1301 — 1439. B udapest, 1895. (A M agyar N em zet T örténe te  I I I .)  Im  weiteren: Pór, 
1895.
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P olitikai M agyarország (Politisches U ngarn) B udapest, 1012. Von diesem: Pór. А.: 
Az A njou-kor (Das Z eita lter der A njou’s). Im w eiteren: Pór, 1012. H ier: S. 115.
-• H e n r ik  M a r c s a l i  (1856 — 1040) behandelt unseren besprochenen Gegenstand kurz in 
seinem W erk M agyarország T örténete (Geschichte U ngarns), B udapest, o..l. Im  w eite­
ren: Marczali.
28 M arczali, S. 235.
2» A.a.O.
30 B ódog  Schiller (1 8 7 7 - 1014) R echtshistoriker. H ier befassen wir uns mit seiner Studie 
Az a ran y  bulla (Die Goldene Bulle). (Politikai M agyarország. B udapest, 1012.) Im  
w eiteren: Schiller.
31 Schiller, S. 10.
32 I s tv á n  H u g o n fa lv i K is s  (1881 —1057), H isto riker, U niversitätsprofessor, ln  seiner 
literarischen T ätigkeit zeigen sich adelige T raditionen und unabhängig-nationalisti­
sche Einwirkungen. Der T itel seiner Studie lau tet: N agy L ajos és az  ősiség (Ludwig 
der Grosse und die A vilizität). (K lebelsberg-Em lékkönyv, S. 241 -2 4 8 . B udapest, 
1025.) Im  w eiteren: Itugonfalvi Kiss.
33 H ugonfalvi —Kiss, S. 242.
31 D as erste  Anzeichen der geistesgeschichtlichen H ichtung in U ngarn w ar das A uftau­
chen der seit dem Millennium ruhenden synthetischen Bestrebungen. Diese Synthe­
se w urde in der „M agyar tö r tén e t“ (Ungarische Geschichte) verw irklicht, m it der die 
V erfasser das Interesse und die Ansprüche der breiteren Schichten des gebildeten 
Leserkreises befriedigen wollten. In  dieser zusam m enfassenden A rbeit schrieb B á lin t  
H ó m o n  jenen Teil, der sich au f unsere Periode bezieht. N ach der K onzeption von 
Bálint H om an (1885 — 1053) herrschte zur Zeit Ludwigs im ganzen L and allgemeine 
Ruhe, es bestanden keinerlei Gegensätze. Adeliger und Leibeigener lebten im tiefsten 
U invernehm en un ter der Ägide „der ungarischen R asseneinheit“ , weit von jedem Ivlas- 
senkam pf (den H óm an aus seinem W erk bewusst ausschaltet) ih r Leben.
H ó m o n , l l . —S z e k fü ,  C g.: M agyar történet J 11 (Ungarische G eschichte 111), B udapest, 
o..T Im  weiteren: Hóman: M.T.
35 D er grössere königliche R at ist nach der D efinition H óm an’s „das begutachtende Organ 
der G esetzgebung und des Regierungssystem s der A njou’s . . . “ Seine M itglieder waren 
die dem H o f nahestehenden K irchenfürsten, ernann te  und jederzeit entfernbare hohe 
B eam ten — B annerherren, Obergespane — und die über einem G rossgrundbesitz ver­
fügenden Nachkom m en der nach dem S turz  des alten  besitzenden H ochadels beschenk­
ten W ürdenträger. Die T ätigkeit dieser, au f die königliche G unst angewiesenen 
B eam tenaristokratie beschränkte sich ausschliesslich au f die M einungsäusserung und 
B eratung . Gen. W erk S. 101.
36 4. De luoro cam erae institu to .
Lucrum  vero cam erae, p ron t tem pore inelyti principis doinini Caroli, olim regis Un- 
gariae, genitoris nostri carissimi. piae m em oria« ,dequolibet integro fundo curiae. tres 
grossi solvebantur; sic e t nunc, cum tribus grossis, in nostra  eam era endendis (quo- 
rum grossorum unus, sex denarios cam erae nostrae, in valore, e t q u an tita te  sex lato- 
rum Viennensiunt valeat; et ipsorunt grossorum quatuordecim , unutn fertonem 
faciant) persolvatur.
§ 1. Superfluos autem  denarios, dicarum  redem ptionem , et v ictualia , recipere non 
valeant.
5. De exem ptis a  solutione lucri cam erae
\  illicos, e t servientes, in propriis eorum possessiónibus com m orantes, ac servos; 
ipsius lucri cam erae dicatores, dicare, e t super ipsos lucrum  cam erae exigere non; 
possint.
§ 1. E t  generaliter dieendo. n ih il plus quam  tres grossos recipere valean t, et extorquere.
37 6. D enonarum  solutione, e t exactione
Praeterea, ab  Omnibus jobagionibus nostris, a ratoribus, et v ineas habentibus, in 
quibuslibet villis liberis, ac etiam  udvarnicalibus villis, quocunque nom ine v ocitatis, 
ac reginalibus constitu tis (exceptis c iv ita tibus m uratis) nonam  partém  om niuin fru- 
gum suarum , e t vinorum  suorom exigi faciemtts; e t dom ina regina exigi faciet; ac 
praedicti barones, e t nobiles sim iliter, ab omnibus arato ribus jobagionibus, e t  vineas 
habentibus, in quibuslibet possessionibus ipsorum existent ibus, nonam  partém  omnium 
frugum suarum , e t vinorum  suorum , pro eorum usibus exigent, et recipiant.
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§ 1. Prnelati quoque, e t vil i ecelesiastiei jobagiones habentes. prim o deciinas. post 
luiec sim iiiter nonam  partém  om nium  frugum  suarum , et vinorum  ipsorum exigant. 
§2 . E t, si qui in exactione p raed icta  seens fecerint; nos in taliuni rebelliuni, e t praesen- 
tem  nostrain  institu lionem  a lteran tium , possessioniblts, pro  tisu nostro. ipsam  nonam 
partém  ipsarum . et vilii, exigi facietnus, sine diniinut ioné, et reluxát ioné nliqua.
§ 3. ü t  per hoc, honor noster augeatnr, et ipsi regnieolae nostri. nobis fidelius possint 
fam ulari.
38 x. De trilm tis injnstis, super terris siceis non exigenrlis
T rib u ts  omnium in justu  super terris siceis, et fluviis; ab infra descendent ibus. et supra 
eun tibús non exigantur.
§ 1. Nisi in pontibus, et nayigiis, ab u ltra  tran seun tibus solvantur.
§ 2. Cilin in eis, nobiles, e t ignobiles regni nostri, m últúm  et nim iuin percepinius ag- 
gravari.
Die A rtikel 15 und 17 belassen sich ferner m it der Zollregelung.
39 lti. Coloni, violenter non abducan tu r
Jobagiones aliquorum  regnicolarum liostrorum , ad regiaili, vei reginaleni celsit udineni 
pertinentes, vel ad eeelesiarum praelatos, au t po tentes regni nostri a ttinen tes; absque 
vo lun taria  permissione dom inorum  eorundeni jobagioneni, po ten ter non abducantur.
40 IS. Coloni, pro pristin is excessibus non possint a rest art, si m igrare velint
In eiv itatiln is, et liberis villis, regalibus et reginalibus, praelatorum , et baronum , ac 
aliorum  nobilium tcnu tis , et possessionibus, jobagiones regnicolarum liostrorum , 
pro pristin is factis non possint im pediri, prohiberi. et arestari. in rebus, et personis. 
§ 1. Sed si iidem vulnera, laesiones, m ortem , inccndia, et alia consimilia enorm ia per- 
petrarenl m anifeste; ex tlinc ex p arte  eorundeni, judicium . et justitiam , quilibet 
<|uerulantium, in proprioruni dom inorum  suoriim praesentia proserpiatur eongruentem  
•ii Die T ätigkeit von Ig n á c  A c s á d y  (1X43 -  1906) ist durch  sein  Interesse für wirtsehnl'ts- 
und gesellschaftsgesehichtliehe Fragen gekennzeichnet. E r sprach es als ers ter aus, 
dass unsere nationale G eschichte ohne die G eschichte der Leibeigenen unvollständig ist. 
W ir befassen uns m it den entsprechenden Teilen zweier seiner Werke: A m agyar biro­
dalom tö rténete  (Geschichte des U ngarischen Reiches) Band 1. (B udapest, 191)3). 
Im w eiteren; Acsády, 1903. A m agyar jobbágyság tö rténete  (Geschichte der ungari­
schen Leibeigenschaft). (B udapest, 1908.) Im weiteren: Acsády: A m .j.t. Hier: 
A m .j.t. S. 137.
'- H óm an: M.T. S. 130.
13 I s tv á n  S za b ó  (1898 — 1969) w ar der Forscher der G eschichte der ungarischen Bauern­
schaft. Jene  enorm e Quellenmenge, die er erschlossen ha t, verarbeite te  er mit einer 
äusserst gründlichen K ritik .
A m agyar parasztság tö rténe te  (Geschichte der ungarischen Bauernschaft). B udapest, 
1940. Im weiteren: Szabó, 1940. S. 15.
Seine weiteren einschlägigen Arbeiten:
H an y a tló  jobbágyság a középkor végén (Niedergehende Leibeigenschaft am Ende 
des M ittelalters). Századok. 1938. Im weiteren: Szabó, 1938.
Az 1351. évi 18. törvénycikk (G esetzartikel 18 vom Jah re  1351). Szontpótery-Em lék- 
köuyv, 1938. S. 419 439. Im weiteren: Szcntp.-Ek.
A m agyarság életrajza (B iographie des Ungar!ums). B udapest, o.J. Im weiteren. 
Szabó: A m.é.
Az 1351. évi jobbágytörvények (Die Leibeigenengesetze vom Jah re  1351). Századok, 
1954. Nr. 4. S. 4 9 7 —527. Im weiteren: Szabó, 1954.
A falurendszer kialakulása M agyarországon /X  — X \ .  szazad/ (Entw icklung des 
D orfsvstem s in Ungarn /10 — 15. Jh ./). B udapest. 19 1 1. /w e ite  Autlage. Im weiteren 
Szabó, 1971.
Ein G rossteil der angeführten  A rbeiten erschien in einem Studienband: Jobbágyok, 
parasztok (Leibeigenen, Bauern). B udapest, 1976. Értekezések a m agyar parasztság 
történetéből (A bhandlungen aus der G eschichte der ungarischen B auernschaft).
■ > Tanulm ányok a parasztság  történetéhez M agyarországon a 14. században (Studien 
•/.in G eschichte der B auernschaft in Ungarn im 14. Jah rh u n d e rt). I I rsg.: S zé k e ly  , <ly .  
Verfasst von: F tig e d i, E . . ( ly ö r f/y ,  ( ly . ,  M á ly u s z ,  E „  S zé k e ly , (lg . Im weiteren: Mályusz 
1953, Székely, 1953.
Hier: Székely, gen. W erk. S. 57.
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45 Szabó. 1940. S. 8.
11 ’ Die Steuerform  des K am eralnutzens bedeutete jene königliche E inkom m ensquelle, 
die aus der R eproduktion des Geldes in einer m inderw ertigeren Form  hervorging. 
Im  d ritten  Jah rzeh n t des 14. Jah rh u n d erts  liess K arl R obert Goldgulden m it u nver­
änderlichen W ert prägen, w omit er den V alutenw ert des ungarischen Geldes au f dem  
europäischen G eldm arkt stabilisierte. ,,Das V orhandensein des dauerhaften  Geldes 
schloss die E inheibung des a lten  K am eralnutzens aus, da  dies m it einer ständigen 
G eldentw ertung einherging. D er K önig begann nunm ehr die S teuer des K am eralnutzens 
au f einer neuen G rundlage einzuheben. Die neue Form erm öglichte es einer G eldent­
w ertung aus dem Wege zu gehen. Diese wurde je  G rundstück (nach der seinerzeitigen 
l  m schreibung: je  Tor, je  Pforte) eingehoben. Demzufolge wird die S teuer des K a ­
m eralnutzens auch G rundstücksteuer, Porta lsteuer g en an n t“. Székely, 1905. S. 191.
17 Fessler befasst sich m it den M issbräuchen, die au f dem Gebiet der E in tre ibung  des 
K am eralnutzens erfolgt sind.
48 Pór, 1892. S. 503 und Pór. 1912, S. 115.
49 Aesiidy: A m .j.t. S. 134.
50 A.a.O.
51 Hóm ari: M.T. S. 118.
52 Székely, 1953. S. 280.
53 Székely, a.a.O. S. 385.
54 K atona, S. 33.
55 A.a.O.
56 -'időm f e r e n c  K o llá r  (1718 — 1783) w ar einige Zeit Jesu it, nachher tra t er aus dem 
Orden aus. Ausser seinen rechtshistorischen W erken in latein ischer Sprache schrieb 
er auch in ungarischer Sprache. Sein W erk: H istóriáé  jurisque publici regni U ngariae 
am oenita tes IX. (Wien, 1783.) Im  weiteren: K ollar.
57 P ray , S. S 2 -8 3 .
58 Engel, S. 84.
69 Virág, S. 178.
60 Buday, É zsa iá s  (1760 — 1841). M agyar ország históriája. A* m ohátsi veszedelemig 374 — 
1527 észt. (H istorie U ngarns. Bis zur Niederlage bei Mohács. Jah re  1347-1527). 
Pest, 1833. Im  weiteren: Buday.
61 B uday, S. 179.
fi- Székely, S. 204 —205. Dieser Auffassung begegneten w ir im Laufe unserer M aterialsam - 
lung vor K ollár nicht. Auch Is tv án  K atona beruft sich au f ihn  als Quelle.
63 A.a.O. S. 252.
64 H ier sind die vom  Gesetz form ulierten ..Landesbew ohner“ (regnicolae) zu verstehen.
65 Pór, 1892. S. 563.
66 E r verw eist hier au f die Steuerfreiheit des Adels, die A ufhebung der T rockenm aut und 
den Erlass von einer M ark bei H ochzeiten.
67 Székely, 1953. S. 283.
68 Ü ber die Zusam m enhänge zwischen dem N euntel und  der Freizügigkeit schreib t 
ausführlicher Pór, 1912. S. 115 — 110.
69 lilén , J ó z s e f  (1871 — 1944) R echtshistoriker, einer der letzten  V ertreter der konserva­
tiven Schule m it stark  feudalem A spekt, die W erbőczy verherrlichte. Sein W erk: Az 
Anjou-kori társadalom  és az adózás (Die Gesellschaft zur Zeit der A njou’s und  die 
Steuerleistung). B udapest. 1900. Im  weiteren: Illés, 1900.
70 Illés, S. 09.
71 A.a.O. S. 65
72 A.a.O. S. 73.
73 Diese Auffassung bekundete als ers ter A ntal Pór. überraschend  ist, dass der fo rt­
schrittlich  denkende H istoriker ähnlicher Meinung ist.
74 Acsády, 1903. S. 483.
75 Acsády, A m .j.t. S. 135.
76 Acsády, 1903. S. 497.
77 Marczali, S. 212.
78 M á r k i ,  Sándor (1853 — 1925). E r befasste sich in seinen A rbeiten fortschrittlicher 
A nschauung besonders m it der Geschichte der grösseren ungarischen Bauernbew e­
gungen und Freiheitskäm pfe, ferner mit geographischen Them en.
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79 H óm an: M. T . S. 133.
80 Szabó, 194**.
81 Szabó, gen. W erk. S. 13.
82 A .a.o . S ., 14. , , . . .  d ie  eng lische „O d o u an ee  oí L a b o u re rs“ e rk lä r te  a u ch  d e r  g e b u n ­
d en en  A rb e itszw an g .“
89 A .a.O
81 Szabó, 1971.
s.« ..O sten  (d eu tsch e r G esch ich tssch re iber), m e in t, d a ss  d ie  Holle d e r P est an  d e r L n t- 
v ö lk e ru n g  b e s tr i t te n  is t, du  je n e  do ch  in e rs te r  L in ie  s tä d tisc h e  E rsch ein u n g  w a r.“ 
— Z itie r t I s tv á n  Szabó. A .s.O . F u ssn o te  173.
86 Szabó, 1971. S. 173.
87 A .a .O . S. 172.
88 M olnár, E r ik  (1 8 9 4 —1966) sc h u f  n a ch  d e r B efre iu n g  d ie  e rs te  m arx istisch e  S y n th ese  
des u n g arisch en  M itte la lte rs , Se ine  Q u e llenanw endung  g e h t — infolge des C h a rak te rs  
se in er A rbeit — n ich t in E in ze lh e iten  e in . Beim  \ e rfassen  d e r h in sich tlich  unseres 
G eg en stan d es w esen tlichen  T eilen  zog e r  e h e r se ine  u m fassenden  K en n tn isse  h eran . 
W ir befassen  u n s  m it  se inem  W erk . A m ag y a r  tá rsad a lo m  tö r té n e te  az. Á rp á d k o rtó l 
M ohácsig  (G esch ich te  d e r u n g arisch en  G esellschaft von d e r  A rpadenzoit bis M ohács). 
B u d a p e s t. 1949. Im  w eiteren : M olnár, 1949.
89 K ékesi. A'.: A m a tö r té n e tíró in a k  h iv a tá sa . B eszélgetés Pacit Z sigm ond P á lla l ,a z  M 1 A 
T ö rté n e ttu d o m á n y i In té z e te  ig azg ató jáv a l (A ufgabe d e r  G esch ich tssch re iber u n se re r  
T ag e . G esp räch  m it Zsigm ond P á l P a c h . D irek to r des G eseh ich tsw issenschaftliehcn  
In s t i tu ts  de r U ngarischen  A kadem ie d e r W issen sch aíten ). (A m ag y a r tu d o m á n y  m ű ­
helye iben) / I n  den  W e rk s tä tte n  d e r  ung arisch en  W issensaohft)/. N ép szab ad ság , 12. 
M ärz 1976. S. 8.
911 M olnár, 1949. S. 213.
st A. a. O. S. 212.
92 W ir d en k en  an  d e n  frü h e r e rw ä h n te n , von G yörgy  S zékely  im  J a h re  1953 hernusgegehe- 
n en  S tu d ien b a n d .
92 Székely , 1953. S. 276 -2 7 7 .
»i A .a.O . S, 278.
95 A .a.O . S. 5S.
98 A .a.O .
97 A .a.O . S. 27S.
98 L au t Is tván  Szabó befassen sich im Gesetz vom Jah re  1351 di" A rtikel 6, 16 und 16 
m it der Lage der Leibeigenschaft.
99 Szabó, 1938.
>o» A .a.O . S. 22.
>o‘ A .a.O. S. 34.
192 A .a.O . S. 55.
103 Szabó , 1954.
><» E lek es , 1964.
">8 A .a.O . S. 120.
>»8 A .a.O . S. 125.
197 A rtieu lu s 4: S uperfluos au te in  donarios, d ica ru m  (im O rig inal: d en ario s  v idelice t dicu- 
run i) red em p tio n em , e t v ic tu a lia , recipére  n o n  v a le an t.
108 Hier wollen wir vor allem auf die Annäherungsweise von István Szabó verweisen.
109 Die Originalausgabe des Gesetzes vom Jah re  1351 bildet einen zusam m enhängenden 
T ex t, ohne Teilung au f A rtikel und Paragraphen . Die auch heute gebräuchliche Glie­
derung in A rtikel S tam m t von M árton György Kovachich, und die se Ausgabe diente 
jeder späteren  Ausgabe des Corpus Iuris als Grundlage.
1.0 K atona, S. 42. .
1.1 C ziráky, A n ta l M ózes (1772 — 1852), ein G raf, der R echtsstudien  absolvierte. «Seine 
rechtlich-literarische T ätigkeit h a t stark  reaktionär-konservativen C harakter. Mit 
unserem T hem a beschäftigt er sich in  seiner A rbeit Ordo h istóriáé ju ris  civilis (Pest, 
1794.)
112 Szalav , S. 205.
113 W en zel, O vsztáv  (1812— 1891), A nhänger der historischrechtlichen Schule, versuchte 
den nationalen  C harakter der einzelnen R echtsinstitu tionen nachzuweisen. Magyar-
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ország  m ező g azd aság án ak  tö r té n e te  (G esch ich te  d e r  L a n d w ir ts c h a f t  U n g a rn s). 
B u d a p e s t,  1887. D ieses W erk  b e tr if f t  u n se r T h em a. Im  w eiteren : W enzel
111 W enzel, S . 253.
115 Váczy, Péter: A k ö zép k o r tö r té n e te  -  E g y e tem e s tö r té n e t  I I .  k ö te t  (G esch ich te  des
M itte la lte rs  -  U n iv ersa lg esch ich te , B a n d  I I ) .  B u d a p e s t, o. J .  Im  w eite ren : Váczv- 
A k .t.  1
116 M arczali, S. 213.
117 V áczy: A k . t .  S. 188.
118 Szabó, 1940. S. 25.
119 A .a.O
120 A .a.O . S. 20.
121 Is tv á n  Szabó trach te t seine B ehauptungen anhand  einer sta tistischen  V erarbeitung 
urkundlichen M aterials ziffernmässig. nachzuweisen.
122 M olnár, 1949. S. 79.
123 V on d e r  S tu d ie  G y ö rg y  Székely’s b eein flu sst ä n d e r te  I s tv á n  S zabó  in  se in e r S tu d ie  
aus d em  J a h re  1954, u n te r  E in b ez ieh u n g  n euen  Q u e llen m ate ria ls  se ine  frü h e re n  B e ­
h au p tu n g e n . Die A nalyse  d e r  be iden , v o n e in a n d e r ab w eich en d en  A uffassungen  e r fo r ­
d e r t  es, d a ss  w ir  d ie  A uslegung  Székely ’s  z itie ren , d em n ach  d e r  A rtik e l 16 „ a u f  d ie  im  
Z u sam m en h an g  m it dem  U m zu g  b esteh en d e  A n arch ie  h in w e is t, d a ra u f  n ä m lich , d a ss  
L eibeigene a u ch  oh n e  E rla u b n is  v o n  d en  B esitzu n g en  des K ö n ig s  und  d e r  K ö n ig in , 
d e r K irch en  fü rsten  u n d  M a g n a ten , im allgem einen  d e r A deligen v e rsch le im t w u rd e n  “ 
Székely , 1953. S. 282.
124 Székely , 1953. S. 190. D ie  e in g eh en d e  P rü fu n g  d e r  F ra g e  w ü rd e  d ie  K e n n tn is  fa st des 
v o lls tän d ig en  u rk u n d lich en  M a teria ls  je n e r  Z eit e rfo rd e rn . I n  A n b e tra c h t d e r g e rin g en  
Z ahl d e r e rh a lte n  geb liebenen  Q uellen, m üssen  w ir u n s  v o r V era llg em ein eru n g en  h ü te n . 
Székely  e x p o n ie rt dieses P ro b lem  in  d e r  F o rm , d a ss  „D ie  H ä u f ig k e it  e in e r  V ersch lep ­
p u n g  von  L eibeigenen  v o r d e r grossen  P estep id em ie  im  J a h re  1349 -  au ch  in  B e rü ck ­
s ich tig u n g  d e r  M enge von  U rk u n d e n  - k au m  h in te r  d e r  sp ä te re n  zu rü ck b le ib t. D ie 
P estep id em ie  b ra ch te  d e m n a ch  k e in e  Ä n d e ru n g  im  S iedungsprozess in  q u a li ta t iv e r  
H in sich t -  w ie d ies  a u c h  d ie  V ersch lep p u n g en  bew eisen .“ M it d ieser B e h a u p tu n g  
s te ll t  e r  d ie  R ich tig k e it d e r  A uffassung  I s tv á n  S zabó’s in  F rag e . U n seres  E ra c h te n s  
d a r f  m a n  d ie  M ethode  I s tv á n  S zabó’s  d o ch  n ic h t a u sse r a c h t lassen , d e r  se ine  F o lg e­
ru n g en  h in s ich tlich  d e r H ä u fig k e it  de r A b w an d eru n g en  a u fg ru n d  des a u ffin d b a re n  
u rk u n d lic h en  M a te ria ls  z iffernm ässig , also  m it q u a n ti ta t iv e n  K en n z iffe rn  rech n en d  
gezogen h a t.
125 G yörgy  Székely  b em än g e lt n ich t a lle in  d ie  K o n zep tio n  I s tv á n  S zab ó ’s, so n d e rn  a u c h  
d ie  von  P é te r  Váczy (gen. W erk  S. 1 8 8 -1 8 9 ) ,  d e r  d a rleg te , „ o h n e  d en  V ersuch  irg en d ­
e in e r B eg rü n d u n g  . . . ,  d a ss  d ie  A b w an d eru n g  d e r  L eibeigenen , o d er im  F a lle  ih re r  
B e h in d e ru n g  ih re  F lu c h t, j a  sogar ih re  E n tfü h ru n g  e in  g a n z  grosses A usm ass a n g e ­
nom m en  h ab en , n a m e n tlic h  n a ch  d e r  grossen  P e s te p id e m ie “ , Székely , 1953. S. 1 9 0 -  
197.
128 Székely, gen . W erk  S. 197.
127 K o llá r , S. 145.
128 O ziráky, S. 75.
123 P ra y , S. 83.
130 E ng el, S. 85.
131 Fesslet-, S. 725.
132 V irág , S. 1S1 - 1 8 2 .
133 Kelemen, Im re (1 7 4 4 —1819) w ar Je su iten m ö n ch  u n d  a b so lv ie rte  n a ch  A uflö su n g  des, 
O rdens in  T y rn a u  Ju s . E r  b e fass te  sich  m it dem  Z iv ilrech t u n d  B e a rb e ite te  a ls e rs te r  
d ie  G esch ich te  des u n g a risch en  bü rg erlich en  R ech ts. Sein W erk: H is tó r ia  ju r is  H u n g a - 
rici p r iv a t i  I . (B u d a , 1818.) S. 154.
131 Pfahler, Károly (E nde  des 18. -  A nfang  des 19. J a h rh u n d e r ts )  w ar S a c h v e rs tä n d ig e r 
d e r  V e rh ä ltn isse  d es G ru n d e ig en tu m s (U rbaria lw esen  usw .). Sein  z itie rte s  W erk : Iu s  
G eorgicum  regni H u n g á riá é  (K esz th e ly , 1820.) S. L X X X 1 X .
I3> fr a n k , Ignác (1788 — 1850), V e rtre te r  d e r  h isto risch en  R ech tssch u le , „ V e te r“ d e r  
w issen schaftlichen  R ech tssch u le; d ie  K rö n u n g  des feu d alen  R e c h ts  w a r se in  W erk  „A  
közigazság  tö rv én y e  m ag y a r  h o n b a n “ (G esetz des ö ffen tlichen  R e ch ts  in  U n g arn ) 
( I - m .  B u d a , 1 8 4 5 -1 8 4 7 .)  H ie r: B d . I I .  S. 24.
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»se S za lay , 1861. S. 214.
»37 H o rv á th ,  1842. S. 2 6 9 - 2 7 0 .
»38 f iá n á l , György (1785 — 1865) R e ch tsh is to r ik e r . I n  se in en  S tu d ien  u n d  zusam m en- 
fassen d en  A rb e iten  b e sc h ä ftig te  e r  sich  au fg ru n d  von  U rk u n d e n  m it  de r G esch ich te  
des ö ffen tlich en  R e ch ts  im  M itte la lte r . S e in  W erk : C o m m en tario ru m  ad h is tó riám  
s ta tu s  ju risq u e  publie i H u n g á riá é  aev i m ed ii Iib ri I I I .  (P o zso n y , 1874). S. 01.
139 N a g y , B .: A m agyaro rszág i jo b b á g y  á lla p o ta  R o b e r t  K á ro ly tó l 1514-ig (Z u stan d  des 
L eibeigenen  in U n g a rn  v o n  R o b e rt K a r l  bis 1514). B u d a p es t, 1896. S. 47.
H O  H a jn ik , Im re  (1840 —  1902) R e ch tsh is to r ik e r , e in e r d e r  e rs te n  hochgeb ildeten  P fleg er 
d e r  u n g arisch en  R ech tsg esch ich te . Seine  W erk e  b e lassen  sich  überw iegend m it  de r 
R ech tsg esch ich te  d es M itte la lte rs . Seine A rb e it: A m a g y a r  b íróság i sze rv ezet és perjog  
az  Á rpád- és vegyesházi k irá ly o k  a la t t  (D ie u n g arisch e  G erich tsv erfassu n g  u n d  das 
P ro zessrech t u n te r  d en  K önigen  au s  dem  H a u se  d e r  A rp ad en  und d e r gem isch ten  
H ä u se r) . B u d a p e s t,  1899. S. 97 — 100.
in  T im o n , A ko s  (1 8 5 0 —1925) J u r i s t ,  U n iv e rs itä tsp ro fesso r. A ls R e ch tsh is to rik e r g eh ö rte  
e r d e r  g esch ich tlich -rech tlich en  Schule  a n , F o rsch er u n d  V erte id ig e r d e r fü r  n a tio n a l 
g eh a lten e n , in W irk lich k e it feu d a len  u n d  ha lb feu d alen  In s ti tu tio n e n , d e r d ie  E rg eb n is­
se  d e r neu eren  F orsch u n g en  sozusagen  vö llig  au sse r ach t liess. Se ine  A rb e it: M agyar 
a lk o tm án y - é s  jo g tö r té n e t (U n g arisch e  V erfassungs- u n d  R ech tsg esch ieh te) B u d a p es t, 
1906. S. 570, 574.
112 P ó r ,  1895. S. 2 2 3 - 2 2 4 .
»»3 p ó r, 1912. S. 116.
»« A csády: A m . j. t .S .  134.
M5 Já n o ssy , I .:  Á  m a g y a r  jo b b ág y ság  M á ty ás  k o rá b a n  (D ie u n g a risch e  L eib e ig en sch aft 
zu r Z eit von  M a tth ia s )  K o m á ro m , 1914. S. 10.
»46 K n o ll, T á rsad a lm i é s  ren d i tag o zó d ás  az  A n jo u -k o rb an  (G esellschaftliche u n d  s tä n ­
d ische  G lied eru n g  zu r Z e it d e r  A n jo u ’s) B u d a p es t, 1914. S. 55.
M7 (lábor, Gy.: A m egyei in tézm én y  a la k u lá sa  és m ű k ö d ése  N ag y  L ajos a la t t  (G esta ltu n g  
u n d  F u n k t ion d e r K o m ita ts in s t  i tu tio n  u n te r  L u d w ig  dem  G rossen) B u d ap es t , 1908. S. 33. 
V inkler , J .:  A m ag y a r  igazság szo lg á lta tás i szervezet é s  po lg ári peres e ljá rá s  a  m ohácsi 
v é sz tő l 1848-ig I I .  (D as u n g arisch e  Ju s tiz w e se n  u n d  Z iv ilp ro zessv erfah ren  von  de r 
N ied erlag e  bei M ohács bis 1848 I I .)  Pécs, 1927. S. 224.
m s  Schneller, E.: A jo b b ág y ság  tá rs a d a lm i he ly zete  a  p a ra sz tlá z ad á so k  e lő tt (G ese llschaft­
liche L age  d e r L e ib e ig en sch aft v o r  d e n  B a u e rn a u fs tän d e n ) P écs, 1929. S. 20.
»'8 H ó m a n : M. T . S. 119.
»88 Szabó: S z en tp .-E k .
15» E r  verg lich  d en  im S ta a tsa rc h iv  (D l .  4 2 3 9 - L a d .  H . No. 2.) v e rw a h rte n  O rig in a ltex t 
sow ie d ie  T e x tp u b lik a tio n e n  fies C orpus Iu r is  H u n g a ric i au s d e n  J a h re n  1581 u n d  1584.
152 Szabó: S zen tp . — Kk.
>83 A. a. O. S. 436.
Ü b e rse tz u n g  des G ese tza rtik e ls  18 v om  J a h re  1351 n a c h  I s tv á n  Szabó: „ F e rn e r  d ü rfen  
d ie  L eibeigenen  d e r  L an d b ew o h n e r in  den  S tä d te n  u n d  fre ien  O rtsc h a fte n  des K önigs 
u n d  d e r K ön ig in , a u f  d e n  A p p ertin en zien  u n d  B esitzu n g en  d e r K irch en fü rs ten , B aro n e  
u n d  A deligen w egen a lte r  V ergehen w eder in  ih re r  P e rso n , no ch  in  ih rer H ab e  a n g eh a l­
te n , m it B esch lag  beleg t o d er v e rh a f te t  w erden , so n d e rn  w enn  jen e  o ffensich tlich  
W u n d en , V erle tzungen , T o tsch lag , B ra n d s tif tu n g  o d er son stig e  G reuel v e rü b t h a b en , 
soll ih re rse its  U r te il  u n d  G erech tig k e it gesp ro ch en  w erd en , u n d  d as  en tsp rech en d e  
U rte il  u n d  d ie  G e rech tig k e it su ch e  je d e r  K läg er v o r d e ren  H e rre n “ . A. a. O. A nm er­
k u n g  137.
»8» A. a. O. S. 439.
»85 M oln ár, 1949. S. 79.
»86 Székely , 1953. S. 210. , . TT
»87 Elekes, L . — Lederer, E . - S z é k e ly ,  Gy.: M agyaro rszág  tö r té n e te  (G eschichte  U ngarns). 
(E g y etem i ta n k ö n y v  3. — U n iv e rs itä ts leh rb u c h  I.) . B u d a p es t, 1965. Z w eite A uflage. 
Im  w eiteren : E . T . /S. 215 — 216.
>88 Szabó: S zen tp . — E k ., S. 436. .
»59 p)er b e tre ffen d e  W o rtla u t d e r  G oldenen  B ulle  vom  J a h re  1222 la u te t  wie folgt: „Si q u is 
se rv ien s sine  filio  d ecesserit, q u a r ta m  p a rte in  possessionis f ilia  o b tin e a t:  de residuo , 
s icu t ipse v o lu e rit, d isp o n a t. E t  si m o rte  p ra e v e n tu s  d ispouere  n o n  p o te r it, p ro p in q u i
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sui qu i eiini m ag is c o n tin g u n t, o b tin e a n t;  e t si n u llám  p e n itu s  g en era tio n em  h a b u e r it,  
rex  o b tin e b it.
IJas g leiche im  G esetz vom  J a h r e  1351: (im  G ese tz  b e rn it  m an  sich  d a ra u f , d a ss  d ie  
g leiche V erfü g u n g  g e ä n d e r t  w ird , w as in  W irk lich k e it -  w ie d ies  au s  fo lgendem  T e x t 
h e rv o rg e h t — n ic h t so geschah .)
. . . «Quod nobiles hom ines, sine  h aerede  d eced en tes, p o ss in t, c t q u e a n t  ecclesiis, vel aliis 
q u ib u s  v o lu n t, in  v i ta ,  vel in m o rte  d a re , e t  leg a re , possessiones, eo ru m  v en d ere , v e l 
a lienare .»
160 Im o  a d  is ta  fac ien d a  n u llám  p e n itu s  h a b e a n t fa c u lta te m , sed in te r  f ra tre s  p rox im os, 
e t in  g en era tio n ea  eo ru n d em : ip so rum  possessiones, de  ju re , e t  leg itim e , p u re , e t 
s im p lic ite r , ab sq u e  c o n tra d ic tio n e  a liq u a li, d e v o lv a n tu r.
161 K a to n a ,  S. 29. niim lich  d en  A rtik e l 4 d e r  G oldenen B u lle  vom  J a h re  1222.
162 P r a y ,  ] J .  S. 82.
163 F ess le r, S. 707 — 708.
i6i V irág , S. 170 — 177.
163 H o rv á th ,  1842. S. 40 — 57.
160 S za lay  e rw ä h n t r ich tig  d en  A rtik e l 32, v o n  e in e r R eg elu n g  des E rb re c h ts  is t n äm lich  
im  A rtik e l 32 d ie  B ede. D em  \  erg le ich  zuliebe, zw ecks V e rs tän d n is  d e r K o n zep tio n  
S za lay ’s  z itie ren  w ir fo lgende A rtik e l: 1222:4. (frü h er b e re its  z itie rt) .
1207:0. „D esg leichen  w ollen w ir, d a ss  w enn  e in e r d e r  A deligen  ev en tu e ll o h n e  E rb e n  
s t i r b t ,  dessen  B esitzungen  und  G ü te r  so lange n ich t v e r te il t ,  n iem an d em  g e sc h en k t, 
n iem a n d en  g esp en d et, n iem an d em  v e re rb t  w erden , bis d ie  V e rw an d ten  u n d  d ie  M it­
g lied er des G eschlechts des b e tre ffen d en  V ers to rb en e n  v o r  un se re  G eg en w art b e ru fen  
w u id en  u n d  ü b er diese G ü te r  in ih rer u n d  unserer B a ro n e  G egem vart e in e  V erfügung  
g e tro ffen  w ird , w ie d ies d ie  R e ch tso rd n u n g  b estim m en  w ird . W äh ren d  d ieser Z e it  
a b e r  h a b e n  sow ohl d ie  B esitzu n g en  R ie  au ch  d ie  G ü te r  d es V ersto rbenen  d ie  V e rw an d ­
ten  u n d  A ngehörigen se ines G esch lech ts zu  v e rw ah re n .“
1291:20 ,,D esgleichen g e s ta t te te n  w ir, d ass w enn e in e r d e r  A deligen oder d e r  e rw ä h n te n  
Sachsen ohne  E rb en  sti. b t , d ie  e rb lich en , g ek au ften  o d er a u ch  erw o rb en en  G ü te r  des so 
V ersto rb en en  fü r den  F isk u s  keinesw egs b esch lag n ah m t w erden  d ü rfen . D em  B e tre f ­
fen d en  sei es v ie lm eh r fre igeste llt, jen e  fü r  d e n  F a ll se ines T o d es se inen  V erw an d ten  
in sg esam t o d er irgendeinem  se in e r V erw an d ten , o d e r se in e r G a ttin , o d e r a u ch  fiú­
sé in  S eelenheil d e r  K irch e  zu v e rm ach en , oder no ch  bei L eb ze iten  jed em  dem  e r  w ill 
zu sc h en k en .“
B eide  Ü berse tzu n g en : S zö v eg g y ű jtem én y  M agyaro rszág  tö r té n e té n e k  tan u lm án v o z á -  
sáh o z  1. (T ex tSam m lung  zum  S tu d iu m  d e r  G esch ich te  U n g a rn s I .  ) H rsg .: Lederer, E . 
B u d a p e s t, 1904. Im  w eiteren : Szgy.
107 S za lay , ( z M - e i t e  A uflage) S. 213.
163 B a n d e ria ls tru k tu r :  in d e r F o rm  „ b a n e r iu m “ im  S inne  d es K rie g sb an n e rs  k o m m t es 
au ch  in  dci K ezai sehen C hronik  vor. K a r l  R o b e rt b a u te  d a s  b an d eria le  K rieg ssy stem  
a u f  den  b ew affn e ten  T ru p p e n  d e r  n euen  G ro ssg ru n d b esitzer a u f, d ie  a u s  e igenen , 
ad elig en  S e rv ien ten  b es tan d e n . E . T . S. 193.
169 S za lay , gen . W erk  (erste  A uflage) S. 204.
170 P ó r, 1912. S. 128.
171 D ie F o r ts e tz u n g  des Z ita ts  la u te t  fo lgenderm assen : „ . . .  im  G e se tza rtik e l IV . v o m  
J a h re  1351“. Illé s ist h ie r  d a s  O pfer e in es sach lichen  I r r tu m s , d a s  G esetz  d e r  A v it iz i tä t  
ist n äm lich  § X I  des C IH . E s  ist an zu n eh m en , d a ss  e r  ih n  m it  A rtik e l IV . des G esetzes 
vom  J a h re  1222, d e r  sich  m it  d e r R eg elu n g  de r E rb fo lg e  b e fass t, v e rw echse lt h a t.  I llé s , 
1900. S. 1 8 - 1 9 .
172 A csád y , 1903. S. 482 — 483.
173 T im o n , 1912. S. 14.
171 S chiller, S. 91.
173 M árk i, S. 039.
176 R u g o n fa lv i K iss , 1925. S. 242.
177 A. a. O. S. 2 4 4 - 2 4 5 .
1 D er b e tre ffen d e  A rtik e l d e r  G oldenen B u lle : Si q u is  serv ien s sine  filio  d ecesserit, q u ar- 
ta m  p a r té m  possessionis f i l ia  o b tin e a t;  d e  residuo, s icu t ipse v o lu e r it, d isp o n a t. E t  ei 
m o rte  p ra e v e n tu s  d isp o n e re  non  p o te r it ,  p ro p in q u i su i, q u i eum  m ag is  c o n tin g u n t, 
o b tin e a n t;  e t si n u llám  p e n itu s  gen era tio n em  h a b u e r i t,  rex  o b tin e b it.
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P rä a m b e l des G esetzes vom  J a h r e  1351: . . . quo d  n ob iles h o m in es, sin e  haered c  dece- 
d en te s , p o ss in t, e t  q u e an t ecclesiis, ve l ä liis , q u ib u s  v o lu n t, in  v i ta ,  vei in m o rte  d a ie , 
e t  legare , possessiones eo rum  v en d ere  vel a lienare .
179 R u g o n fa lv i K iss , 1925. S. 248.
180 C 'aducitas: d a s  E rb re c h t d es K ö n igs, d e m n a ch  d e r  E rb e  je d e r  herren losen  V erlassen­
sc h a ft  d e r  K ö n ig  is t. F isea lita s : d e r  z u  G u n s ten  d es könig lichen  F isk u s , zum  B eispiel 
w egen e in e r  se ite n s  des B esitze rs  begangenen  M a je s tä tsb e le id ig u n g , V e rra ts  oder 
w egen A blebens oh n e  N ach k o m m en  b e sc h la g n ah m te  B esitz , d e r  G eg en stan d  e in e r 
w e ite ren  S p en d u n g  w ar. Ü b e r  d ie  A v itiz itä t  sp ra ch e n  w ir a n h a n d  d e r A uslegung des 
G ese tza rtik e ls .
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